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Der Geltungsbereich umfasst die Ortschaften: Birkenfelde, Eichstruth, Lenterode, Lutter (mit Ortsteil Fürstenhagen), Mackenrode  
(mit Ortsteil Weidenbach), Röhrig, Schönhagen, Steinheuterode, Thalwenden, Uder (mit Ortsteil Schönau), Wüstheuterode

erfüllende Gemeinde für: Gemeinde Asbach-Sickenberg, Gemeinde Dietzenrode/Vatterode

Amtsblatt

Uder
der Gemeinde

Gemeinde Uder
- Staatlich Beauftragte - �  22. Februar 2024

I. Amtliche Bekanntmachung

Gemäß § 11 Abs. 1 Satz 1 der Hauptsatzung gibt die Gemeinde 
Uder nachfolgende Hauptsatzung der Gemeinde Uder bekannt.

Verstöße wegen der Verletzung von Verfahrens- oder Formvor-
schriften, die nicht die Ausfertigung und diese Bekanntmachung 
betreffen, können gegenüber der Gemeinde schriftlich unter An-
gabe der Gründe geltend gemacht werden. Werden solche Ver-
stöße nicht innerhalb einer Frist von 1 Jahr nach dieser Bekannt-
machung geltend gemacht, so sind diese Verstöße unbeachtlich.

II. Beschluss- und Genehmigungsvermerk

1.	 Mit Beschluss Nr. 3/2024 vom 15. Januar 2024 hat der Ge-
meinderat die oben genannte Satzung beschlossen.

2.	 Das Landratsamt Eichsfeld hat mit Schreiben vom 23. Februar 
2024 diese Satzung bestätigt.

Dielenschneider
Staatlich Beauftragte

Hauptsatzung der Gemeinde Uder
Auf Grund der §§ 19 Abs. 1 und 20 der Thüringer Gemeinde- und 
Landkreisordnung (Thüringer Kommunalordnung - ThürKO) vom 
16. August 1993 (GVBl. S. 501), in der Fassung der Neubekannt-
machung vom 28. Januar 2003 (GVBl. S. 41), zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 24. März 2023 (GVBl. S. 127) hat der Gemein-
derat der Gemeinde Uder in seiner Sitzung am 15. Januar 2024 
folgende Hauptsatzung beschlossen:

§ 1
Name

Die Gemeinde führt den Namen „Uder“ und ist eine Landgemein-
de gem. § 6 Abs. 5 Thüringer Kommunalordnung (ThürKO).

§ 2
Sitz der Verwaltung

Der Sitz der Gemeindeverwaltung befindet sich im Ortsteil Uder 
mit folgender Anschrift:

Landgemeinde Uder
Uder

Siedlung 14
37318 Uder

§ 3
Dienstsiegel

Die Gemeinde Uder führt große (30 mm), mittlere (20 mm) und 
kleine (13 mm) Dienstsiegel. Das Dienstsiegel trägt im oberen 
Halbbogen die Umschrift „THÜRINGEN“, im unteren Halbbogen 
„GEMEINDE UDER“ und zeigt das Wappen von Thüringen.

§ 4
Ortsteile

Das Gemeindegebiet gliedert sich in folgende Ortsteile:

1.	 Birkenfelde,
2.	 Eichstruth,
3.	 Lenterode,
4.	 Lutter,
5.	 Fürstenhagen,
6.	 Mackenrode,
7.	 Weidenbach,
8.	 Röhrig,
9.	 Schönhagen,
10.	 Steinheuterode,
11.	 Thalwenden,
12.	 Uder,
13.	 Schönau,
14.	 Wüstheuterode.
Die räumliche Abgrenzung der Ortsteile ergibt sich aus der als 
Anlage 1 beigefügten Karte, die Bestandteil der Hauptsatzung ist.

§ 5
Ortsteile mit Ortschaftsverfassung (Ortschaften)

(1) Die folgenden Ortsteile erhalten eine Ortschaftsverfassung 
gem. § 45 a ThürKO:
1.	 Der Ortsteil Birkenfelde erhält eine Ortschaftsverfassung 

gem. § 45 a ThürKO.
2.	 Der Ortsteil Eichstruth erhält eine Ortschaftsverfassung 

gem. § 45 a ThürKO.
3.	 Der Ortsteil Lenterode erhält eine Ortschaftsverfassung 

gem. § 45 a ThürKO.
4.	 Die Ortsteile Lutter und Fürstenhagen erhalten zusammen-

gefasst zu einer Ortschaft mit dem Namen Lutter eine ge-
meinsame Ortschaftsverfassung gem. § 45 a ThürKO.

5.	 Die Ortsteile Mackenrode und Weidenbach erhalten zusam-
mengefasst zu einer Ortschaft mit dem Namen Mackenrode 
eine gemeinsame Ortschaftsverfassung gem. § 45 a ThürKO.

6.	 Der Ortsteil Röhrig erhält eine Ortschaftsverfassung gem.  
§ 45 a ThürKO.

7.	 Der Ortsteil Schönhagen erhält eine Ortschaftsverfassung 
gem. § 45 a ThürKO.

8.	 Der Ortsteil Steinheuterode erhält eine Ortschaftsverfas-
sung gem. § 45 a ThürKO.

9.	 Der Ortsteil Thalwenden erhält eine Ortschaftsverfassung 
gem. § 45 a ThürKO.

10.	 Die Ortsteile Uder und Schönau erhalten zusammengefasst 
zu einer Ortschaft mit dem Namen Uder eine gemeinsame 
Ortschaftsverfassung gem. § 45 a ThürKO.

11.	 Der Ortsteil Wüstheuterode erhält eine Ortschaftsverfas-
sung gem. § 45 a ThürKO.

Die räumliche Abgrenzung der Ortschaften ergibt sich aus der 
als Anlage 2 beigefügten Karte, die Bestandteil der Hauptsat-
zung ist.

(2) Die bisherigen Bürgermeister der aufgelösten Gemeinden 
sind gem. § 45 a Abs. 11 Satz 2 ThürKO für die Dauer ihrer ver-
bleibenden Amtszeit unter Berufung in das Beamtenverhältnis 
als Ehrenbeamter zum Ortschaftsbürgermeister zu ernennen.

(3) Die bisherigen Gemeinderatsmitglieder der Gemeinderäte 
der aufgelösten Gemeinde sind für den Rest ihrer gesetzlichen 
Amtszeit nach dem Thüringer Gesetz zur freiwilligen Neugliede-
rung kreisangehöriger Gemeinden im Jahr 2024 (ThürGNGG 
2024) in den Gemeinderat der Gemeinde Uder aufgenommen.
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Darüber hinaus sind die bisherigen Gemeinderatsmitglieder der 
Gemeinderäte der aufgelösten Gemeinden für den Rest ihrer 
gesetzlichen Amtszeit gem. § 45 a Abs. 11 Satz 4 die weiteren 
Mitglieder der jeweiligen Ortschaftsräte.

(4) Die Wahl der Ortschaftsratsmitglieder erfolgt nach folgenden 
Regelungen:
a)	 Für das aktive und passive Wahlrecht finden die Bestimmun-

gen des Thüringer Kommunalwahlgesetzes (ThürKWG) und 
der Thüringer Kommunalwahlordnung (ThürKWO) in der je-
weils geltenden Fassung entsprechend Anwendung, wobei an 
die Stelle des Begriffs „Gemeinde“ der Begriff „Ortschaft“ tritt.

b)	 Die Wahl der Ortschaftsratsmitglieder erfolgt entsprechend 
den Vorschriften für die Wahl der Gemeinderatsmitglieder 
gem. dem ThürKWG und der ThürKWO in der jeweils gelten-
den Fassung.

(5) Der Ortschaftsrat wählt aus seiner Mitte einen Stellvertreter 
des Ortschaftsbürgermeisters.

(6) Zusätzlich zu den in § 45 a Abs. 6 und 7 ThürKO aufgeführten 
Angelegenheiten werden die Aufgaben und Zuständigkeiten zur Be-
ratung und Entscheidung der Ortschaftsräte in der Ortschaftsver-
fassung, die Bestandteil der Hauptsatzung ist, geregelt. (Anlage 3)

§ 6
Bürgerbegehren, Bürgerentscheid

(1) Die Bürger können über Angelegenheiten des eigenen Wir-
kungskreises der Gemeinde Uder (inklusive aller Ortschaften) 
die Durchführung eines Bürgerentscheids beantragen (Bürger-
begehren). Nach Zustandekommen des Bürgerbegehrens wird 
die Angelegenheit den Bürgern zur Entscheidung vorgelegt, so-
fern der Gemeinderat sich das Anliegen nicht zu eigen macht.

(2) Unter bestimmten Voraussetzungen kann der Gemeinderat 
den Bürgern eine Angelegenheit des eigenen Wirkungskreises 
der Gemeinde zur Entscheidung vorlegen (Ratsreferendum).

(3) Absätze 1 und 2 gelten für Bürgerentscheide in Ortschaften 
einer Landgemeinde entsprechend.

(4) Der erfolgreiche Bürgerentscheid hat die Wirkung eines Ge-
meinderatsbeschlusses der Gemeinde. In dem Ortsteil einer 
Gemeinde oder der Ortschaft einer Landgemeinde hat der er-
folgreiche Bürgerentscheid die Wirkung eines Beschlusses des 
Ortsteilrates oder des Ortschaftsrates.

(5) Das Nähere zur Durchführung von Bürgerbegehren, Bür-
gerentscheid, Ratsbegehren und Ratsreferendum regelt das 
Thüringer Gesetz über das Verfahren bei Einwohnerantrag, Bür-
gerbegehren und Bürgerentscheid (ThürEBBG) in der jeweils 
geltenden Fassung.

§ 7
Einwohnerfragestunde und -versammlung

(1) Bei öffentlichen Sitzungen des Gemeinderates soll den Ein-
wohnern Gelegenheit gegeben werden, Fragen zu gemeindli-
chen Angelegenheiten, die in die Zuständigkeit des Gemein-
derates fallen, zu stellen oder Anregungen und Vorschläge zu 
unterbreiten. Einwohneranfragen, Anregungen oder Vorschläge 
zu Tagesordnungspunkten, die nicht-öffentlich behandelt wer-
den, sind unzulässig. Es dürfen bis zu zwei Einwohneranfragen, 
Anregungen oder Vorschläge von einem Einwohner, Verein oder 
Verband mit Sitz in der Gemeinde pro Sitzung gestellt werden. 
Die Einwohneranfragen, Anregungen oder Vorschläge müssen 
sich jeweils auf ein Thema beziehen und spätestens drei Tage 
vor der Sitzung schriftlich oder per E-Mail in der Gemeindever-
waltung (info@lg-uder.de) eingehen. Die Einwohnerfragestunde 
ist Bestandteil der öffentlichen Sitzung und kann auf 30 Minuten 
begrenzt werden; in Ausnahmefällen kann sie durch den Bürger-
meister bis auf 60 Minuten ausgedehnt werden.

(2) Der Bürgermeister beruft mindestens einmal jährlich eine Ein-
wohnerversammlung ein, um die Einwohner über wichtige Ge-
meindeangelegenheiten, insbesondere über Planungen und Vor-
haben der Gemeinde, die ihre strukturelle Entwicklung unmittelbar 
und nachhaltig beeinflussen oder über Angelegenheiten, die mit 
erheblichen Auswirkungen für eine Vielzahl von Einwohnern ver-
bunden sind, zu unterrichten und diese mit ihnen zu erörtern. Der 
Bürgermeister lädt spätestens eine Woche vor der Einwohner-
versammlung unter Angabe von Ort, Zeit und Tagesordnung in 
ortsüblicher Weise öffentlich zur Einwohnerversammlung ein.

(3) Dem Bürgermeister obliegt die Leitung der Einwohnerver-
sammlung. Er hat im Rahmen der Erörterung den Einwohnern 
in ausreichendem Umfang Gelegenheit zur Äußerung zu geben. 
Soweit dies erforderlich ist, kann der Bürgermeister zum Zweck 
der umfassenden Unterrichtung Gemeindebedienstete und 
Sachverständige hinzuziehen.

(4) Die Einwohner können Anfragen in wichtigen Gemeindean-
gelegenheiten, die nicht von der Tagesordnung der Einwohner-
versammlung erfasst sind, bis spätestens zwei Tage vor der Ein-
wohnerversammlung bei der Gemeinde einreichen. Die Anfragen 
sollen vom Bürgermeister in der Einwohnerversammlung beant-
wortet werden. Ausnahmsweise kann der Bürgermeister Anfragen 
auch innerhalb einer Frist von drei Wochen schriftlich beantworten.

§ 8
Vorsitz im Gemeinderat

Den Vorsitz im Gemeinderat führt der Bürgermeister, im Fall sei-
ner Verhinderung sein Stellvertreter.

§ 9
Bürgermeister

(1) Der Bürgermeister wird unmittelbar von den Bürgern gewählt 
und ist hauptamtlich tätig.
(2) Die Zuständigkeit des Bürgermeisters regelt die Geschäfts-
ordnung für den Gemeinderat und die Ausschüsse sowie die Ort-
schaftsräte der Gemeinde Uder (Geschäftsordnung).

§ 10
Beigeordnete(r)

Der Gemeinderat wählt eine(n) ehrenamtliche(n) Beigeordnete(n).

§ 11
Ausschüsse

(1) Der Gemeinderat bildet zur Erfüllung seiner Aufgaben einen 
Haupt- und Finanzausschuss, der über einzelne Angelegenheiten 
abschließend entscheiden kann (beschließender Ausschuss) und 
weitere Ausschüsse, welche die Beschlüsse des Gemeinderates 
vorbereiten (vorberatende Ausschüsse). Bildung, Zusammenset-
zung und Aufgaben der Ausschüsse regelt die Geschäftsordnung.

(2) Bei der Zusammensetzung der Ausschüsse hat der Gemein-
derat dem Stärkeverhältnis der in ihm vertretenen Parteien und 
Wählergruppen Rechnung zu tragen, soweit Fraktionen beste-
hen, sind diese der Berechnung zugrunde zu legen. Übersteigt 
die Zahl der Ausschusssitze die Zahl der Gemeinderatsmitglie-
der, so kann jedes Gemeinderatsmitglied, dass im Übrigen kei-
nen Ausschusssitz besetzt, verlangen, in einem Ausschuss mit 
Rede- und Antragsrecht mitzuwirken. Der Gemeinderat entschei-
det mit einfacher Stimmenmehrheit durch Beschluss, welchem 
Ausschuss dieses Gemeinderatsmitglied zugewiesen wird.

(3) Die Besetzung von Ausschüssen und sonstigen Gremien er-
folgt einheitlich nach dem mathematischen Verhältnisverfahren 
Hare/Niemeyer.

(4) Bildung, Zusammensetzung und Aufgaben der Ausschüsse 
regelt im Übrigen die Geschäftsordnung für den Gemeinderat.

§ 12
Eilentscheidungsrecht

Der Bürgermeister kann in Angelegenheiten, deren Erledigung 
nicht ohne Nachteil für die Gemeinde bis zur Sitzung des Ge-
meinderats der Gemeinde oder dessen zuständigen Ausschüs-
se aufgehoben werden kann und zu denen kein Beschluss nach  
§ 36 a ThürKO gefasst wird, an Stelle des Gemeinderates oder 
den Ausschüssen entscheiden. Hiervon hat er die Gemeinde-
ratsmitglieder oder die Mitglieder des zuständigen Ausschusses 
unverzüglich, im Regelfall in der nächsten Sitzung, in Kenntnis zu 
setzen, dabei ist auch der Grund für die Eilentscheidung und die 
Art der Erledigung anzugeben.

§ 13
Sitzungen und Entscheidungen in Notlagen

(1) Die Sitzungen des Gemeinderats können in Notlagen ohne per-
sönliche Anwesenheit der Mitglieder im Sitzungsraum durch eine 
zeitgleiche Übertragung von Bild und Ton, insbesondere in Form 
von Videokonferenzen durchgeführt werden. Eine Notlage besteht, 
wenn es den Mitgliedern des Gemeinderats aufgrund einer außer-
gewöhnlichen Situation nicht möglich ist, persönlich an den Sitzun-
gen des Gemeinderats teilzunehmen.
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(4) Die Verleihung des Ehrenbürgerrechts und der Ehrenbezeich-
nung soll in feierlicher Form in einer Sitzung des Gemeinderates 
unter Aushändigung einer Urkunde vorgenommen werden.

(5) Die Gemeinde kann das Ehrenbürgerrecht und die Ehrenbe-
zeichnung wegen unwürdigen Verhaltens widerrufen.

§ 16
Entschädigungen

(1) Die Gemeinderatsmitglieder erhalten für ihre ehrenamtliche 
Mitwirkung bei den Beratungen und Entscheidungen des Ge-
meinderats und seiner Ausschüsse als Entschädigung ein Sit-
zungsgeld in Höhe von 30,00 EUR für die notwendige, nachge-
wiesene Teilnahme an Sitzungen des Gemeinderats oder eines 
Ausschusses, in dem sie Mitglied sind. Dabei dürfen nicht mehr 
als zwei Sitzungsgelder pro Tag gezahlt werden.

Die Aufwandsentschädigung nach Absatz 1 ist jährlich zu über-
prüfen. Übersteigt der Mindestbetrag nach § 2 Abs. 5 der Thü-
ringer Verordnung über Höchstsätze für die Entschädigung der 
Gemeinderats-, Stadtrats- und Kreistagsmitglieder (Thüringer 
Entschädigungsverordnung - ThürEntschVO) die festgesetzte 
Aufwandsentschädigung, ist diese neu festzusetzen.

Für die Teilnahme an einer Sitzung nach § 36 a Absatz 1 Satz 1 
ThürKO sowie die Beschlussfassung im Umlaufverfahren nach 
§ 36a Absatz 2 ThürKO wird gleichermaßen die Entschädigung 
gewährt.

(2) Gemeinderatsmitglieder, die Arbeiter oder Angestellte sind, 
haben außerdem Anspruch auf Ersatz des nachgewiesenen Ver-
dienstausfalls und der notwendigen Auslagen. Selbstständig Täti-
ge erhalten eine Pauschalentschädigung von 10,00 EUR je volle 
Stunde für den Verdienstausfall, der durch Zeitversäumnis in ihrer 
beruflichen Tätigkeit entstanden ist. Gemeinderatsmitglieder, die 
nicht erwerbstätig sind, jedoch einen Mehrpersonenhaushalt von 
mindestens drei Personen führen, erhalten eine Pauschalentschä-
digung in Höhe von 10,00 EUR je volle Stunde. Die Ersatzleistun-
gen nach diesem Absatz werden nur auf Antrag sowie für höchs-
tens acht Stunden pro Tag und auch nur bis 19:00 Uhr gewährt.

(3) Für die Teilnahme an Gemeinderatssitzungen werden keine Rei-
sekosten gezahlt. Für eine notwendige auswärtige Tätigkeit werden 
Reisekosten nach dem Thüringer Reisekostengesetz gezahlt.

(4) Für ehrenamtlich Tätige, die nicht Gemeinderatsmitglieder 
sind, gelten die Regelungen hinsichtlich des Sitzungsgeldes, 
des Verdienstausfalls bzw. der Pauschalentschädigung und der 
Reisekosten (Abs. 1, 2 und 3) entsprechend.

Die Mitglieder des Wahlausschusses erhalten für die Teilnahme 
an den Sitzungen 16,00 EUR. bei der Durchführung der Wah-
len am Wahltag sowie erforderlichenfalls für den folgenden Tag 
erhalten die Mitglieder des Wahlvorstandes eine pauschale Ent-
schädigung in Höhe von 21,00 EUR.

(5) Für die Wahrnehmung besonderer Funktionen und die da-
durch entstehenden höheren Belastungen und Aufwendungen 
erhalten eine zusätzliche monatliche Entschädigung:

der Vorsitzende eines Ausschusses in Höhe von 30,00 EUR.

(6) Der hauptamtlich kommunale Wahlbeamte erhält gem. § 1 
i.V.m. § 2 Thüringer Verordnung über die Dienstaufwandsent-
schädigung der hauptamtlichen kommunalen Wahlbeamten auf 
Zeit (ThürDaufwEV) eine monatliche Dienstaufwandsentschädi-
gung in Höhe von 236,00 EUR. Bei Änderungen gem. § 4 Satz 
1 ThürDaufwEV, die im Thüringer Staatsanzeiger nach § 4 Satz 
2 ThürDaufwEV bekanntgemacht werden, wird in Zukunft die 
monatliche Dienstaufwandsentschädigung in Höhe des jeweils 
geltenden Höchstbetrages nach § 2 Abs. 1 ThürDaufwEV auto-
matisch angepasst.

(7) Der ehrenamtlich Erste Beigeordnete der Gemeinde Uder er-
hält gem. § 2 Abs. 2 ThürAufEVO eine monatliche Aufwandsent-
schädigung von 500,00 EUR (304,34 bis 608,67 EUR).

(8) Die ehrenamtlichen kommunalen Wahlbeamten erhalten für 
die Dauer ihrer verbleibenden Amtszeit gem. § 45 a Abs. 11 
ThürKO i.V.m. § 2 ThürAufEVO folgende monatliche Aufwands-
entschädigung:

- der Ortschaftsbürgermeister
der Ortschaft Birkenfelde
der Ortschaft Eichstruth
der Ortschaft Lenterode
der Ortschaft Lutter
der Ortschaft Mackenrode
der Ortschaft Röhrig

von 925,00 EUR
350,00 EUR
550,00 EUR

1.100,00 EUR
650,00 EUR
400,00 EUR

der Ortschaft Schönhagen 430,00 EUR

Außergewöhnliche Situationen sind insbesondere Katastrophen-
fälle nach § 34 des Thüringer Brand- und Katastrophenschutzge-
setzes, Pandemien oder Epidemien. Der Bürgermeister stellt eine 
Notlage nach Satz 2 fest und lädt die Gemeinderatsmitglieder zu 
Sitzungen nach Satz 1 ein. Der Gemeinderat beschließt in seiner 
nächsten Sitzung über den Fortbestand der vom Bürgermeister 
nach Satz 4 festgestellten Notlage. Im Übrigen bleiben die für den 
Geschäftsgang von Sitzungen des Gemeinderats geltenden Rege-
lungen unberührt.

(2) Ist es dem Gemeinderat während der vom Bürgermeister 
nach Abs. 1 Satz 4 festgestellten Notlage nicht möglich, eine Sit-
zung nach Abs. 1 Satz 1 durchzuführen, kann er die Beschlüsse 
über Angelegenheiten, die nicht bis zur nächsten Sitzung auf-
geschoben werden können, auf Antrag des Vorsitzenden, einer 
Fraktion oder eines Viertels der Mitglieder des Gemeinderates im 
Umlaufverfahren fassen. Für den Antrag auf Durchführung des 
Umlaufverfahrens, die Stimmabgabe zur Anwendbarkeit des Um-
laufverfahrens nach Satz 3 und über die Beschlussvorlagen ist 
die Textform (§ 126 b BGB) ausreichend. Der Beschlussfassung 
im Umlaufverfahren müssen drei Viertel der Mitglieder des Ge-
meinderats zustimmen. Im Übrigen gelten die gesetzlichen Be-
stimmungen über die erforderlichen Mehrheiten in Sitzungen. Ist 
die Beschlussfassung im Umlaufverfahren abgeschlossen, hat 
der Bürgermeister die Gemeinderatsmitglieder unverzüglich über 
die in diesem Verfahren gefassten Beschlüsse zu unterrichten.

(3) Wahlen und sonstige geheime Abstimmungen im Sinne des § 
39 ThürKO dürfen nicht in Sitzungen nach Absatz 1 Satz 1 oder 
im Umlaufverfahren nach Abs. 2 durchgeführt werden.

(4) Die Gemeinde hat die technischen Voraussetzungen für Sit-
zungen nach Abs. 1 S. 1 und das Umlaufverfahren nach Abs. 2 
zu schaffen und die Einhaltung der datenschutzrechtlichen Be-
stimmungen sicherzustellen. Dazu gehört insbesondere, dass die 
Gemeinde ein geeignetes Videokonferenzsystem für die Durch-
führung von Sitzungen nach Absatz 1 Satz 1 bereitstellt. Die 
Funktionsfähigkeit der Internetzugänge bei den Mitgliedern des 
Gemeinderats und den sonstigen zu einer Gemeinderatssitzung 
zu ladenden Personen ist von den jeweiligen Mitgliedern und 
sonstigen Teilnehmenden zu gewährleisten. Das für die Teilnah-
me an einer Sitzung nach Absatz 1 Satz 1 bzw. einem Umlaufver-
fahren nach Absatz 2 erforderliche Endgerät (z.B. Tablet, Laptop, 
Kamera, Mikrofon) hat jedes Mitglied des Gemeinderates auf ei-
gene Kosten zu beschaffen und die Funktionsfähigkeit (unter an-
derem durch Wartung, Updates aufspielen etc.) zu gewährleisten.

(5) Diese Regelungen gelten für andere kommunale Gremien 
entsprechend.

§ 14
Beteiligung von Kindern und Jugendlichen

Bei Planungen und Vorhaben, die die Interessen von Kindern 
und Jugendlichen berühren, sollen diese in angemessener Wei-
se beteiligt werden.

Der Bürgermeister entscheidet in Abhängigkeit der einzelnen 
Planungen und Vorhaben, in welcher Form und bis zu welchem 
Alter die Kinder und Jugendlichen beteiligt werden.

§ 15
Ehrenbezeichnungen

(1) Personen, die sich in besonderem Maße um die Gemeinde 
und das Wohl ihrer Einwohner verdient gemacht haben, können 
zu Ehrenbürgern ernannt werden.

(2) Personen, die als Mitglieder des Gemeinderates, Ehrenbe-
amte, hauptamtliche Wahlbeamte insgesamt mindestens 20 
Jahre ihr Mandat oder Amt ausgeübt haben, können folgende 
Ehrenbezeichnungen erhalten:
-	 Bürgermeister = Ehrenbürgermeister,
-	 Beigeordneter = Ehrenbeigeordneter,
-	 Mitglied des Ortschaftsrates = Ehrenmitglied des Ortschafts-

rates,
-	 Ortschaftsbürgermeister = Ehrenortschaftsbürgermeister,
-	 Gemeinderatsmitglied = Ehrengemeinderatsmitglied,
-	 sonstige Ehrenbeamte = eine die ausgeübte ehrenamtliche 

Tätigkeit kennzeichnende Amtsbezeichnung mit dem Zusatz 
„Ehren-“.

Die Ehrenbezeichnung soll sich nach der zuletzt oder überwie-
gend ausgeübten Funktion richten.

(3) Personen, die durch besondere Leistungen oder in sonstiger 
vorteilhafter Weise zur Mehrung des Ansehens der Gemeinde 
beigetragen haben, können besonders geehrt werden. Der Ge-
meinderat kann dazu spezielle Richtlinien beschließen.
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Ortschaft Uder (5)
-	 Rathaus, Siedlung
-	 Bushaltestelle, Straße der Einheit - Ecke Thalwender Straße
-	 Anger, Straße der Einheit
-	 Am Bachrasen/Hinterste Binde
-	 Schönau Dorfstraße

Ortschaft Wüstheuterode (1)
-	 Bei der Kirche

Die Bekanntmachung von Zeit, Ort und Tagesordnung der Sitzun-
gen des Gemeinderates, der Ausschüsse und des Ortschaftsra-
tes ist mit dem Ablauf des ersten Tages des Aushangs an den 
Verkündungstafeln vollendet. Die entsprechenden Bekanntma-
chungen dürfen jedoch erst am Tag nach der jeweiligen Sitzung 
abgenommen werden.

(4) Für sonstige gesetzlich erforderliche (öffentliche, amtliche 
oder ortsübliche) Bekanntmachungen gilt Absatz 1 entsprechend, 
sofern nicht Bundes- oder Landesrecht etwas anderes bestimmt.

§ 18
Haushaltswirtschaft

Die Haushaltswirtschaft der Gemeinde wird nach den Grundsät-
zen der Verwaltungsbuchführung geführt.

§ 19
Sprachform, Inkrafttreten und Außerkrafttreten

(1) Die in dieser Hauptsatzung verwendeten personenbezoge-
nen Bezeichnungen gelten für alle Geschlechtsformen.

(2) Die Hauptsatzung tritt rückwirkend zum 1. Januar 2024 in 
Kraft.

(3) Die Hauptsatzungen der gem. § 1 Abs. 2 ThürGNGG 2024 
aufgelösten Gemeinden treten mit dem Inkrafttreten der Haupt-
satzung der Gemeinde Uder außer Kraft.

Uder, 22. Februar 2024

Dielenschneider
Staatlich Beauftragte �  (Siegel)

Anlage 1 zur Hauptsatzung der Gemeinde Uder

der Ortschaft Steinheuterode
der Ortschaft Thalwenden
der Ortschaft Uder
der Ortschaft Wüstheuterode

450,00 EUR
749,19 EUR

1.623,00 EUR
950,00 EUR;

- der ehrenamtliche Erste Beigeordnete (Stellvertreter)
der Ortschaft Birkenfelde
der Ortschaft Eichstruth
der Ortschaft Lenterode
der Ortschaft Lutter
der Ortschaft Mackenrode
der Ortschaft Röhrig
der Ortschaft Schönhagen
der Ortschaft Steinheuterode
der Ortschaft Thalwenden
der Ortschaft Uder
der Ortschaft Wüstheuterode

von 175,00 EUR
95,00 EUR
95,00 EUR

250,00 EUR
130,00 EUR
95,00 EUR
95,00 EUR
95,00 EUR

128,70 EUR
405,75 EUR
200,00 EUR.

(9) Die weiteren Mitglieder der Ortschaftsräte erhalten für die 
notwendige, nachgewiesene Teilnahme an den Sitzungen des 
Ortschaftsrates ein Sitzungsgeld in Höhe von 30,00 EUR. Der 
Stellvertreter des Ortschaftsbürgermeisters erhält ein zusätzli-
ches Sitzungsgeld in Höhe von 16,00 EUR für jede Sitzung des 
Ortschaftsrates, in der er den Vorsitz führt.

§ 17
Öffentliche Bekanntmachungen

(1) Die öffentliche Bekanntmachung von Satzungen der Gemein-
de erfolgt durch Bereitstellung einer elektronischen Ausgabe der 
Satzungen auf der Internetseite

www.lg-uder.de.

Die Satzungen sind während der allgemeinen Öffnungszeiten 
bei der Gemeindeverwaltung kostenfrei einsehbar und gegen 
Kostenerstattung als Ausdruck erhältlich. Auf den Urschriften der 
Satzungen sind die Form und der Tag der öffentlichen Bekannt-
machung schriftlich zu vermerken.

(2) Kann wegen eines Naturereignisses oder anderer unabwend-
barer Ereignisse eine Satzung nicht in der durch Absatz 1 festge-
legten Form öffentlich bekannt gemacht werden, erfolgt in drin-
genden Fällen die öffentliche Bekanntmachung der Satzung durch 
eine andere geeignete Form der Bekanntgabe, insbesondere 
durch Aushang an den Verkündungstafeln gem. Abs. 3 oder durch 
Verteilung von Flugblättern an die Haushalte im Gemeindegebiet.

Nach Wegfall des Hinderungsgrundes wird die öffentliche Be-
kanntmachung der Satzung unverzüglich in der nach Absatz 1 
festgelegten Form nachgeholt; auf die Form der Bekanntma-
chung ist dabei hinzuweisen.

(3) Die ortsübliche öffentliche Bekanntmachung von Zeit, Ort und 
Tagesordnung der Sitzungen des Gemeinderats, der Ausschüs-
se oder des Ortschaftsrates erfolgt durch Aushang an den fol-
genden Verkündungstafeln:

Ortschaft Birkenfelde: (2)
-	 Mitteldorf (gegenüber dem Grundstück Mitteldorf 101)
-	 Mitteldorf (gegenüber dem Gemeindezentrum, Im Graben 41)

Ortschaft Eichstruth: (1)
-	 Am Anger

Ortschaft Lenterode: (2)
-	 Bushaltestelle, Friedensplatz 53
-	 Bushaltestelle, Friedensplatz 58

Ortschaft Lutter: (2)
-	 Gemeindehaus Lutter, Am Anger 4
-	 Fürstenhagen: Dorfstraße Bushaltestelle

Ortschaft Mackenrode: (3)
-	 Bushaltestelle
-	 Dorfmitte Hennigerode
-	 Weidenbach am Dorfanger

Ortschaft Röhrig (1)
-	 Dorfgemeinschaftshaus, Hauptstraße

Ortschaft Schönhagen (1)
-	 Dorfmitte, Dorfstraße

Ortschaft Steinheuterode (3)
-	 Bushaltestelle, Mengelröder Weg
-	 An der Kirche, Dorfstraße
-	 Am Dorfgemeinschaftshaus, Dorfstraße

Ortschaft Thalwenden (2)
-	 Dorfplatz, Dorfstraße
-	 Bürgerhaus, Udersche Straße



Höhberg-Echo	 - 5 -	 Nr. 2/2024

§ 3
Vorschlags- und Empfehlungsrechte der Ortschaften

(1) Die Ortschaftsräte und Ortschaftsbürgermeister sind berech-
tigt, in allen Angelegenheiten der Ortschaft dem Gemeinderat, 
einem Ausschuss oder dem Bürgermeister Vorschläge und Emp-
fehlungen abzugeben, die gem. § 45 a Abs. 5 Satz 3 ThürKO 
innerhalb von 3 Monaten von dem für die Entscheidung zustän-
digen Organ der Gemeinde behandelt werden müssen.

(2) Die Ortschaftsbürgermeister haben das Recht, beratend 
an allen die Belange der Ortschaft betreffenden Sitzungen des 
Gemeinderates und der Ausschüsse teilzunehmen und entspre-
chende Anträge nach Maßgabe der Geschäftsordnung zu stellen 
(§ 45 a Abs. 2 Satz 5 ThürKO).

§ 4
Mittelbereitstellung

(1) Zur Erfüllung ihrer Aufgaben nach der ThürKO und den Be-
stimmungen der Hauptsatzung der Gemeinde Uder und der Ort-
schaftsverfassung werden den Ortschaften in angemessenem 
Umfang finanzielle Mittel in der Haushaltssatzung zur Verfügung 
gestellt. Die veranschlagten Haushaltsansätze werden für jede 
einzelne Ortschaft zu Budgets verbunden (§ 45 a Abs. 9 ThürKO).

(2) Der Bürgermeister koordiniert den Interessenausgleich zwi-
schen den Ortschaften sowie zwischen den Ortschaften und 
dem Gemeinderat.

(3) Die Ortschaftsräte entscheiden über die Verwendung der der 
Ortschaft gem. § 45 a ThürKO zur Verfügung gestellten Haus-
haltsmittel.

§ 5
Aufgaben der Ortschaftsräte im Einzelnen

Zur Konkretisierung der bereits in der ThürKO enthaltenen Zu-
ständigkeiten und Befugnisse der Ortschaftsräte werden nach-
folgend wesentliche Aufgaben, ggf. auch gem. § 45 a Abs. 8 
ThürKO zusätzlich zu den per Gesetz zugewiesenen, aufgeführt:

1. Die Ortschaftsräte unterbreiten Vorschläge, bei Bauvorhaben 
in ihren Gemarkungen über die Erteilung des gemeindlichen 
Einvernehmens gem. § 36 Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB) 
für alle Vorhaben in Gebieten, für die ein rechtskräftiger Be-
bauungsplan (B-Plan) zur Wohnbebauung besteht und bei 
denen eine Befreiung von den Festsetzungen des B-Plans 
gem. § 31 BauGB erforderlich ist.

2. Die Ortschaftsräte entscheiden über die Reihenfolge der 
Arbeiten zum Um- und Ausbau sowie zur Unterhaltung und 
Instandsetzung von Straßen, Wegen und Plätzen einschließ-
lich Beleuchtungsanlagen, der Parkanlagen und Grünflä-
chen (§ 45 a Abs. 6 Nr. 4 ThürKO).

3. Die Ortschaftsräte entscheiden im Rahmen der gesetzlichen 
Vorgaben über die Benennung der im Gebiet der Ortschaft 
dem öffentlichen Verkehr dienenden Straßen, Wege, Plätze 
und Brücken sowie der öffentlichen Einrichtungen (§ 45 a 
Abs. 6 Nr. 3 ThürKO).

4. Die Ortschaftsräte entscheiden über die Pflege des Brauch-
tums und der kulturellen Tradition, die Förderung und Ent-
wicklung des kulturellen Lebens und die Unterstützung der 
Vereine ihrer Ortschaft.

5. Die Ortschaftsräte unterbreiten Vorschläge und sind bei der 
Entscheidung über:
a) die Errichtung von Dorfgemeinschaftshäusern,
b) die Ausstattung, bauliche Unterhaltung und Grünflächen-

unterhaltung von gemeindlichen Dorfgemeinschaftshäu-
sern und ähnlich zu nutzenden Einrichtungen und

c) die Grundsätze der Vergabe von Räumen an Vereinigun-
gen und Verbände in der jeweiligen Ortschaft zu betei-
ligen.

Die Ortschaftsbürgermeister, bei deren Verhinderung der je-
weilige Stellvertreter, entscheiden über die kurzzeitige Ver-
mietung von Räumen im Rahmen der Nutzungsordnung in 
der jeweils gültigen Fassung an örtliche Vereine, Verbände 
und Einzelpersonen.

6. Die Ortschaftsräte unterbreiten Vorschläge und sind bei der 
Entscheidung über die bauliche Unterhaltung und Grünflä-
chenunterhaltung, die Ausstattung, die grundlegende Er-
neuerung oder wesentliche Gestaltung der Sportanlagen zu 
beteiligen.

Anlage 2 zur Hauptsatzung der Gemeinde Uder

Anlage 3 zur Hauptsatzung der Gemeinde Uder

§ 1
Ortschaftsverfassung

(1) Die Ortschaftsbürgermeister und Ortschaftsräte sollen die 
Mitwirkung der Bürger bei der Erledigung von Gemeindeaufga-
ben in den Ortschaften fördern. Sie sollen darauf hinwirken, dass 
die unterschiedlichen örtlichen Bedürfnisse bei der Gemeinde-
entwicklung angemessen berücksichtigt werden.

(2) Die Entscheidungen der Ortschaftsräte und der Ortschafts-
bürgermeister dürfen dem Zusammenwachsen der Gemeinde 
nicht entgegenwirken und ihren Gesamtbelangen nicht wider-
sprechen. Sie müssen die gesetzlichen Aufgaben und Zustän-
digkeiten, die planerischen Entscheidungen sowie das Ortsrecht 
der Gemeinde beachten. Ihr Vollzug obliegt dem Bürgermeister.

(3) Die Ortschaftsräte erfüllen die ihnen zugewiesenen Aufgaben 
im Rahmen der vom Gemeinderat bereitgestellten Haushaltsmit-
tel. Näheres regelt die Geschäftsordnung.

(4) Den Ortschaftsbürgermeistern und den Ortschaftsräten wer-
den zur Erledigung ihrer Aufgaben entsprechende Räumlichkei-
ten zur Verfügung gestellt.

§ 2
Zuständigkeiten der Ortschaftsräte

(1) Angelegenheiten, die der ausschließlichen Zuständigkeit des 
Gemeinderates unterliegen und die die Belange einer oder meh-
rerer Ortschaften berühren, sind dem Ortschaftsrat vor der Be-
schlussfassung zur Beratung und Empfehlung innerhalb der im 
Geschäftsgang üblichen Fristen vorzulegen.

(2) Soweit nicht der Gemeinderat nach § 26 Abs. 2 ThürKO oder 
ein Ausschuss nach der Geschäftsordnung zuständig ist, ent-
scheidet der zuständige Ortschaftsrat unter Beachtung der Be-
lange der gesamten Gemeinde, wenn die Bedeutung der Ange-
legenheit nicht über die Ortschaft hinausgeht. Die Ortschaftsräte 
haben Entscheidungsrechte nach § 45 a Abs. 6 ThürKO.



Höhberg-Echo	 - 6 -	 Nr. 2/2024

Gemeinde Uder
- Staatlich Beauftragte - �  22. Februar 2024

Geschäftsordnung für den Gemeinderat und die Aus-
schüsse sowie die Ortschaftsräte der Gemeinde Uder

1.	 Mit Beschluss Nr. 2/2024 vom 15. Januar 2024 hat der Ge-
meinderat die oben genannte Geschäftsordnung beschlossen.

2.	 Die Geschäftsordnung wurde mit Schreiben vom 19. Januar 
2024 beim Landratsamt Eichsfeld angezeigt.

Dielenschneider
Staatlich Beauftragte

Geschäftsordnung für den Gemeinderat und  
die Ausschüsse sowie die Ortschaftsräte  

der Gemeinde Uder
Auf Grund des § 34 Abs. 1 der Thüringer Gemeinde- und Land-
kreisordnung (Thüringer Kommunalordnung - ThürKO) vom 16. 
August 1993 (GVBl. S. 501) in der Fassung der Neubekanntma-
chung vom 28. Januar 2003 (GVBl. S. 41), zuletzt geändert durch 
Gesetz vom 24. März 2023 (GVBl. S. 127) hat der Gemeinderat 
der Gemeinde Uder in seiner Sitzung am 15. Januar 2024 folgen-
de Geschäftsordnung beschlossen:

§ 1
Einberufung des Gemeinderats

(1) Der Gemeinderat/Ortschaftsrat ist einzuberufen, wenn es die 
Geschäftslage erfordert. Im Übrigen soll mindestens vierteljähr-
lich eine Sitzung stattfinden.

(2) Der Gemeinderat/Ortschaftsrat ist unverzüglich einzuberu-
fen, wenn mindestens ein Viertel der Gemeinderatsmitglieder/
Ortschaftsratsmitglieder schriftlich unter Angabe des Beratungs-
gegenstandes verlangt. Dies gilt nicht, wenn der Gemeinderat 
den gleichen Beratungsgegenstand innerhalb der letzten drei 
Monate bereits beraten hat, es sei denn, dass sich die Sach- 
oder Rechtslage wesentlich geändert hat.

(3) Der Bürgermeister/Ortschaftsbürgermeister lädt die Gemein-
deratsmitglieder/Ortschaftsratsmitglieder, die ehrenamtlichen 
Beigeordneten und die sonstigen nach den Bestimmungen der 
Thüringer Kommunalordnung zu ladenden Personen schriftlich 
unter Mittteilung der Tagesordnung ein. Zwischen dem Tag des 
Zugangs der Einladung und dem Tag der Sitzung müssen min-
destens 7 volle Kalendertage liegen. Der Einladung an die zu 
ladenden Personen sollen die für die Beratung erforderlichen Un-
terlagen beigefügt werden, soweit nicht das öffentliche Wohl oder 
berechtigte Interessen Einzelner entgegenstehen.

(4) Die in Abs. 2 S. 1, Abs. 3 S. 1 vorgesehene Schriftform kann 
durch die elektronische Form nach Maßgabe des § 35 Abs. 7 
ThürKO ersetzt werden.

(5) Sofern eine Entscheidung nicht ohne Nachteil für die Ge-
meinde aufgeschoben werden kann (Dringlichkeit), kann die 
Einladungsfrist abgekürzt werden, jedoch muss die Einladung 
spätestens am zweiten Tag vor der Sitzung zugehen und einen 
Hinweis auf die Verkürzung der Frist enthalten. Die Dringlichkeit 
ist vom Gemeinderat/Ortschaftsrat vor Eintritt in die Tagesord-
nung festzustellen.

(6) Zeit, Ort und Tagesordnung der Sitzungen sind spätestens 
am siebten Tag, bei Dringlichkeit am zweiten Tag vor der Sitzung, 
gem. § 17 Abs. 3 der Hauptsatzung der Gemeinde Uder ortsüb-
lich öffentlich bekannt zu machen. Für die Tagesordnung nichtöf-
fentlicher Sitzungen gilt dies nur insoweit, als dadurch der Zweck 
der Nichtöffentlichkeit nicht gefährdet wird.

(7) Eine Verletzung von Form und Frist der Einladung eines Ge-
meinderatsmitglieds/ Ortschaftsratsmitglieds eines ehrenamtli-
che Beigeordneten oder einer sonstigen nach den Bestimmun-
gen der Thüringer Kommunalordnung zu ladenden Person gilt 
als geheilt, wenn das Gemeinderatsmitglied/Ortschaftsratsmit-
glied oder die zu ladende Person zu der Sitzung erscheint und 
den Mangel nicht geltend macht.

(8) Die Ortschaftsbürgermeister haben das Recht, beratend an 
allen die Belange ihrer Ortschaft betreffenden Sitzungen des Ge-
meinderats und der Ausschüsse teilzunehmen. Sie sind hierzu 
wie ein Gemeinderatsmitglied zu laden.

7. Die Ortschaftsräte unterbreiten Vorschläge und sind bei der 
Entscheidung über:
a) die Standorte von neuen Spielplätzen,
b) die Bau- und Grünflächenunterhaltung und
c) die Ausstattung und die Erneuerung von kommunalen 

Kinderspielplätzen zu beteiligen.
8. Die Ortschaftsräte unterbreiten Vorschläge und sind bei der 

Entscheidung über die Organisation der Jugendarbeit sowie 
die bauliche und Grünflächengestaltung von Kindertages-
stätten und Jugendclubs zu beteiligen.

9. Die Ortschaftsräte unterbreiten Vorschläge und sind bei 
Entscheidungen, die Ausstattung und Gestaltung, die we-
sentliche Umgestaltung und Unterhaltung von Aufbahrungs-
räumen und Trauerhallen ihrer Friedhöfe betreffend, zu betei-
ligen. Dies gilt ebenso für das Anlegen und Unterhalten von 
Mahn- und Ehrenmalen sowie von Gedenkstätten auf den 
jeweiligen Friedhöfen.

10. Die Ortschaftsräte unterbreiten Vorschläge und sind bei der 
Entscheidung über:
a) die Anbringung von Gedenktafeln sowie die Aufstellung 

und bauliche Unterhaltung von großflächigen Werbeträ-
gern, Denkmalen und Springbrunnen auf öffentlichen 
Straßen, Wegen und Plätzen,

b) die Anpflanzung und Entfernung von Bäumen auf öffentli-
chen Verkehrsflächen mit Bedeutung für die Ortschaft und

c) die Aufstellung und das Entfernen von Blumenkübeln 
und das Anlegen und Entfernen von Blumenrabatten 
im Bereich öffentlicher Verkehrsflächen mit Bedeutung 
für die Ortschaft und Maßnahmen von denkmalpflegeri-
scher Bedeutung zu beteiligen.

11. Die Ortschaftsräte unterbreiten Vorschläge und sind bei der 
Entscheidung über:
a) die Erstausstattung neu anzulegender Grün- und Park-

anlagen,
b) die Ausgestaltung und die grundlegende Umgestaltung, 

die Erneuerung sowie die Unterhaltung von Grün-, Park- 
und Dauerkleingartenanlagen und

c) die Aufstellung und bauliche Unterhaltung von Denkma-
len, Springbrunnen und Kunstgegenständen, wie Plastiken 
und Skulpturen, in Grün- und Parkanlagen zu beteiligen.

§ 6
Repräsentation

Die Ortschaftsbürgermeister, oder bei deren Verhinderung die jewei-
ligen Stellvertreter, nehmen in eigener Zuständigkeit folgende Reprä-
sentationsaufgaben der Ortschaft wahr (§ 45 a Abs. 6 Nr. 7 ThürKO):

a) Gratulationen und ggf. Überreichung von Ehrengaben:
- zu Geburtstagen,
- zu Hochzeiten,
- bei Jubiläen zum Bestehen örtlicher Vereine, Verbände 

oder sonstiger Vereinigungen,
- bei allen weiteren Anlässen, die Ortschaft betreffend (z. B. 

Geschäftseröffnungen, Geschäftsjubiläen u. a.),
- an Bürger, die sich durch ein besonderes ehrenamtliches 

Engagement zum Wohl der Ortschaft und ihrer Einwoh-
ner auszeichnen,

b) die Vertretung der Ortschaft bei Veranstaltungen der Heimat-
pflege und des Brauchtums,

c) die Vertretung der Ortschaft bei Veranstaltungen anlässlich 
der bestehenden Partnerschaftsbeziehungen zu anderen Ge-
meinden,

d) Vertretung der Ortschaft bei Jugend- und Seniorenveranstal-
tungen,

e) Kondolenzbesuche und Teilnahme an Trauerfeiern.
Die Vertretung der Gemeinde durch den Bürgermeister zu den o. 
g. Anlässen bleibt hiervon unberührt.

§ 7
Informationspflicht

Bei Vorbereitung von Maßnahmen in den Ortschaften durch die 
Fachämter einschließlich der dazu notwendigen Begehungen/
Vororttermine ist der Ortschaftsbürgermeister direkt oder über 
den Bürgermeister zu informieren.

Uder, 22. Februar 2024

Dielenschneider
Staatlich Beauftragte �  (Siegel)
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§ 4
Tagesordnung

(1) Der Bürgermeister setzt im Benehmen mit dem Beigeordne-
ten und dem Haupt-und Finanzausschuss die Tagesordnung fest 
und bereitet die Beratungsgegenstände vor.

(2) In die Tagesordnung sind Anträge und Anfragen aufzunehmen, 
die dem Bürgermeister schriftlich bis spätestens 14 Tage vor der 
Sitzung von mindestens einem Viertel der Gemeinderatsmitglieder/
Ortschaftsratsmitglieder oder einer Fraktion vorgelegt werden. In die 
Tagesordnung aufzunehmende Anträge sollen schriftlich begründet 
werden und einen konkreten Beschlussvorschlag enthalten.

Das Recht einer Fraktion oder von mindestens einem Viertel 
der Gemeinderatsmitglieder zur Aufnahme einer Angelegenheit 
in die Tagesordnung besteht nicht, wenn der Gemeinderat den 
gleichen Gegenstand innerhalb der letzten drei Monate bereits 
beraten hat, es sei denn, dass sich die Sach- oder Rechtslage 
wesentlich geändert hat.

(3) Die in Abs. 2 S. 1, 2 vorgesehene Schriftform kann durch 
die elektronische Form nach Maßgabe des § 35 Abs. 7 ThürKO 
ersetzt werden

(4) Die vom Bürgermeister/Ortschaftsbürgermeister festgesetzte 
Tagesordnung kann um weitere Gegenstände nur erweitert wer-
den, wenn
1.	 diese in einer nichtöffentlichen Sitzung zu behandeln sind, 

alle Mitglieder und sonstige nach den Bestimmungen der 
Thüringer Kommunalordnung zu ladenden Personen anwe-
send und mit der Behandlung einverstanden sind oder

2.	 bei Dringlichkeit der Angelegenheit der Gemeinderat mit ei-
ner Mehrheit von zwei Dritteln seiner anwesenden Mitglieder 
die Behandlung eines Gegenstandes beschließt. Dringlich ist 
eine Angelegenheit, wenn deren Entscheidung nicht ohne 
Nachteil für die Gemeinde aufgeschoben werden kann.

(5) Der Gemeinderat/Ortschaftsrat kann durch Beschluss die Rei-
henfolge der Tagesordnungspunkte ändern, verwandte Punkte 
verbinden und Beratungspunkte von der Tagesordnung absetzen. 
Für die Behandlung dieser Anträge zur Geschäftsordnung gilt § 
11 dieser Geschäftsordnung. Die einzelnen Punkte der Tagesord
nung werden der Reihe nach aufgerufen und behandelt.

§ 5
Beschlussfähigkeit

(1) Beschlüsse des Gemeinderates werden in Sitzungen gefasst. 
Empfehlungen der Ortschaftsräte werden in Sitzungen gefasst. 
Zu Beginn der Sitzung stellt der Vorsitzende die Beschlussfähig-
keit fest, indem er prüft, ob sämtliche Mitglieder und nach der 
Thüringer Kommunalordnung zu ladende Personen ordnungsge-
mäß geladen sind und die Mehrheit der Mitglieder anwesend und 
stimmberechtigt ist. Wenn der Gemeinderat nicht ordnungsge-
mäß einberufen wurde, darf die Sitzung nicht stattfinden.

(2) Der Vorsitzende hat sich vor jeder Abstimmung davon zu 
überzeugen, dass der Gemeinderat beschlussfähig ist. Stellt er 
die Beschlussunfähigkeit fest, kann er die Sitzung unterbrechen 
oder schließen. Besteht die Beschlussunfähigkeit nur für den 
behandelten Gegenstand, geht der Vorsitzende zum nächsten 
Tagesordnungspunkt über.

(3) Wird der Gemeinderat nach Beschlussunfähigkeit wegen 
mangelnder Anwesenheit in der ersten Sitzung zum zweiten Mal 
zur Verhandlung über denselben Gegenstand zusammengeru-
fen, so ist er ohne Rücksicht auf die Zahl der Erschienenen be-
schlussfähig. Bei der zweiten Einladung muss auf diese Bestim-
mung hingewiesen werden.

(4) Ist die Hälfte oder mehr als die Hälfte der Mitglieder des Ge-
meinderats von der Beratung und Abstimmung wegen persönlicher 
Beteiligung (§ 38 ThürKO) ausgeschlossen, so ist der Gemeinderat 
beschlussfähig, wenn mindestens ein Drittel der Mitglieder anwe-
send und stimmberechtigt ist; andernfalls entscheidet der Bürger
meister nach Anhörung der nicht ausgeschlossenen anwesenden 
Gemeinderatsmitglieder anstelle des Gemeinderates.

§ 6
Persönliche Beteiligung

(1) Kann ein Beschluss einem Mitglied des Gemeinderats selbst 
oder seinem Ehegatten oder einem Verwandten oder Verschwä-
gerten bis zum dritten Grad (§§ 1589, 1590 des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs) oder einer von ihm kraft Gesetzes oder Vollmacht 

(9) Bei Sitzungen nach § 36 a Abs. 1 Satz 1 ThürKO ist in der 
ortsüblichen öffentlichen Bekanntmachung der öffentlich zu-
gängliche Raum, in den Bild und Ton der Sitzung unverzögert 
zur Beratung und Beschlussfassung übertragen werden, zu be
nennen. Den nach § 35 Abs. 2 Satz 1 ThürKO zu ladenden Per-
sonen sind die für eine Sitzung nach § 36 a Abs. 1 Satz 1 ThürKO 
erforderlichen Zugangsdaten rechtzeitig mitzuteilen. Für den An-
trag auf Durchführung eines Umlaufverfahrens gem. § 36 a Abs. 
2 ThürKO, die Stimmabgabe gem. § 36 a Abs. 2 S. 3 ThürKO und 
die Stimmabgabe über die betreffende Beschlussvorlage ist die 
Textform (§ 126 b BGB) ausreichend.

§ 2
Teilnahme an Sitzungen

(1) Die Gemeinderatsmitglieder/Ortschaftsratsmitglieder sind zur 
Teilnahme an den Sitzungen des Gemeinderats/Ortschaftsrats 
sowie an Umlaufverfahren gem. § 36 a Abs. 2 ThürKO und zur 
Übernahme der ihnen zugewiesenen Geschäfte verpflichtet. Ge-
gen Gemeinderatsmitglieder/Ortschaftsratsmitglieder, die sich 
dieser Verpflichtung ohne genügende Entschuldigung entziehen, 
kann der Gemeinderat/Ortschaftsrat ein Ordnungsgeld bis zu 
500,00 EUR im Einzelfall verhängen.

(2) Ein Gemeinderatsmitglied/Ortschaftsratsmitglied, dass an 
einer Sitzung oder einem Umlaufverfahren gem. § 36 a Abs. 2 
ThürKO nicht oder nicht rechtzeitig teilnehmen kann oder die Sit-
zung vorzeitig verlassen will, muss dies dem Vorsitzenden unter 
Angabe des Entschuldigungsgrundes möglichst frühzeitig mittei-
len. Die Mitteilung gilt in der Regel als Entschuldigung und kann 
ausnahmsweise auch nachgereicht werden.

(3) Für jede Sitzung wird eine Anwesenheitsliste ausgelegt, in 
die sich jedes anwesende Gemeinderatsmitglied/Ortschaftsrats-
mitglied eigenhändig eintragen muss. Der Schriftführer unter-
schreibt die Anwesenheit für alle Mitglieder.

(4) Die Gemeinderatsmitglieder/Ortschaftsratsmitglieder sind ver-
pflichtet, über die ihnen bei Ausübung ihres Amtes bekannt ge-
wordenen Angelegenheiten Verschwiegenheit zu bewahren, so-
weit nicht diese Tatsachen offenkundig sind oder ihrer Bedeutung 
nach keiner Geheimhaltung bedürfen. Werden diese Verpflich
tungen schuldhaft verletzt, kann der Gemeinderat/Ortschaftsrat 
im Einzelfall ein Ordnungsgeld bis zu 2.500,00 EUR verhängen.

§ 3
Öffentlichkeit der Sitzungen

(1) Die Sitzungen des Gemeinderats/Ortschaftsrats sind öffent-
lich, soweit nicht Rücksichten auf das Wohl der Allgemeinheit 
oder das berechtigte Interesse einzelner entgegenstehen. Über 
den Ausschluss der Öffentlichkeit wird in nichtöffentlicher Sitzung 
beraten und entschieden.

(2) In nichtöffentlicher Sitzung werden in der Regel behandelt:
a)	 Personalangelegenheiten mit Ausnahme von Wahlen,
b)	 Grundstücksgeschäfte, die der Vertraulichkeit bedürfen, z. B. 

wegen der Erörterung der wirtschaftlichen und finanziellen 
Verhältnisse oder von Betriebs- und Geschäftsgeheimnissen 
eines Beteiligten,

c)	 Auftragsvergaben, sofern schutzwürdige Belange der Bieter 
oder sonstiger Privatpersonen berührt werden, z. B. wenn die 
Leistungsfähigkeit und Zuverlässigkeit eines Anbieters erör-
tert werden,

d)	 Verträge sowie Verhandlungen mit Dritten und sonstige An-
gelegenheiten, wenn jeweils eine vertrauliche Behandlung 
geboten erscheint,

e)	 vertrauliche Abgabenangelegenheiten, die dem Steuerge-
heimnis (§ 30 AO) unterliegen oder

f)	 vertrauliche Sozialangelegenheiten, die dem Sozialgeheim-
nis (§ 35 SGB unterliegen.

(3) Film-, Bild- und Tonaufzeichnungen bedürfen der Zustimmung 
des Gemeinderats/ Ortschaftsrats. Einzelne Gemeinderats-/Ort-
schaftsratsmitglieder können verlangen, dass ihr Redebeitrag 
nicht aufgezeichnet wird. Für Tonaufzeichnungen als Hilfsmit-
tel zum Anfertigen der Niederschrift wird auf § 14 Abs. 3 dieser 
Geschäftsordnung verwiesen.

(4) Bei öffentlichen Sitzungen gem. § 36 a Abs. 1 Satz 1 ThürKO 
ist die Öffentlichkeit zu gewährleisten, indem Bild und Ton der 
Sitzung ohne zeitliche Verzögerung in einen für die Öffentlichkeit 
zugänglichen Raum übertragen werden.
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Das Fragerecht erstreckt sich nicht auf den Zuständigkeitsbereich 
des Bürgermeisters. Die Möglichkeit der Einwohner, bei öffentli-
chen Sitzungen des Gemeinderates Fragen zu diesen gemeindli-
chen Angelegenheiten zu stellen oder Anregungen und Vorschlä-
ge zu unterbreiten, bleibt davon unberührt.

(2) Ein Fraktionsmitglied (bei Anfragen einer Fraktion) bzw. das 
anfragende Gemeinderatsmitglied kann die Anfrage in der Sit-
zung vorlesen und begründen.

(3) Anfragen werden vom Bürgermeister, dem von ihm beauf-
tragten Beigeordneten oder einem Mitarbeiter der Verwaltung 
beantwortet.

Der Anfragende hat nach der Beantwortung das Recht, zusätz-
lich maximal zwei Zusatzfragen zur Sache zu stellen, die nach 
Möglichkeit in der Sitzung zu beantworten sind. Ist dies nicht 
möglich, so hat der Bürgermeister dem Fragesteller innerhalb 
eines Monats eine schriftliche Antwort zu erteilen. Eine Ausspra-
che über die Anfrage findet nicht statt.

(4) Erst in der Sitzung gestellte Anfragen können nur dann zuge-
lassen werden, wenn der Gemeinderat die Dringlichkeit mit zwei 
Dritteln seiner anwesenden Mitglieder beschließt. Sie sollen in 
der Sitzung beantwortet werden, wenn der Bürgermeister sich 
hierzu in der Lage sieht. Andernfalls werden sie in der nächsten 
Gemeinderatssitzung beantwortet, sofern der Anfragende nicht 
mit einer früheren schriftlichen Antwort einverstanden ist.

§ 10
Sitzungsverlauf

(1) Als Gemeinderatsvorsitzender leitet der Bürgermeister die 
Verhandlung, übt das Hausrecht aus und sorgt für die Aufrecht-
erhaltung der Ordnung. Ist der Bürgermeister verhindert, führt 
den Vorsitz im Gemeinderat sein Stellvertreter.

(2) Jedes Gemeinderatsmitglied darf zur Sache erst sprechen, 
wenn es sich zuvor zu Wort gemeldet und der Vorsitzende ihm 
dieses erteilt hat. Der Redner darf nur zu den zur Beratung an-
stehenden Angelegenheiten Stellung nehmen. Das Wort wird in 
der Reihenfolge der Wortmeldungen erteilt. Melden sich mehrere 
Gemeinderatsmitglieder gleichzeitig, so entscheidet der Vorsit-
zende über die Reihenfolge. Dem Antragsteller ist auf Wunsch 
zum Schluss der Beratung nochmals das Wort zu erteilen.

(3) Zu einem Punkt der Tagesordnung soll der erste Redner ei-
ner Fraktion insgesamt nicht länger als 10 Minuten, jeder weitere 
Redner aus der gleichen Fraktion insgesamt nicht länger als 5 
Minuten sprechen. Überschreitet ein Redner die ihm zustehende 
Redezeit, so kann ihm der Vorsitzende nach zweimaliger Ermah-
nung das Wort entziehen. Die Rededauer für Etatreden ist für 
den ersten Redner jeder Fraktion nicht beschränkt.

(4) Jedes Gemeinderatsmitglied ist berechtigt, nach Eröffnung 
der Aussprache Zwischenfragen an den Redner zu stellen. Die 
Fragen sind möglichst kurz zu formulieren. Mit Zustimmung des 
Redners kann der Vorsitzende Zwischenfragen zulassen oder 
ablehnen. Dabei sollen im gleichen Zusammenhang nicht mehr 
als zwei Zwischenfragen zugelassen werden.

§ 11
Anträge zur Geschäftsordnung

(1) Zur Geschäftsordnung können folgende Anträge gestellt wer-
den, über die in der nachstehenden Reihenfolge abzustimmen ist:
a)	 Änderung der Tagesordnung,
b)	 Übergang zum nächsten Punkt der Tagesordnung,
c)	 Schließung der Sitzung,
d)	 Unterbrechung der Sitzung,
e)	 Vertagung,
f)	 Verweisung an einen Ausschuss,
g)	 Schluss der Aussprache,
h)	 Schluss der Rednerliste,
i)	 Begrenzung der Zahl der Redner,
j)	 Begrenzung der Dauer der Redezeit,
k)	 Begrenzung der Aussprache,
l)	 zur Sache.

Über Anträge zur Geschäftsordnung beschließt der Gemeinderat 
sofort mit der Mehrheit der auf Ja oder Nein lautenden Stimmen 
(einfache Mehrheit). Bei Stimmengleichheit ist der Antrag abgelehnt.

(2) Anträge zur Geschäftsordnung können außer der Reihe ge-
stellt werden und gehen allen Anträgen vor.

vertretenen natürlichen oder juristischen Person unmittelbar ei-
nen Vorteil oder Nachteil bringen, so darf es an der Beratung und 
Abstimmung nicht teilnehmen. Bei nichtöffentlicher Sitzung hat 
es den Sitzungsraum zu verlassen, bei öffentlichen Sitzungen 
darf es sich in dem für die Zuhörer bestimmten Teil des Sitzungs-
raumes aufhalten.

Gleiches gilt, wenn ein Mitglied in anderer als öffentlicher Eigen-
schaft ein Gutachten abgegeben hat. Die Nichtmitwirkung ist in 
der Niederschrift zu vermerken. Der Betroffene kann verlangen, 
dass die Gründe für die Nichtmitwirkung in die Niederschrift auf-
genommen werden.

(2) Die Bestimmungen des Absatzes 1 gelten nicht für Wahlen.

(3) Muss ein Gemeinderatsmitglied annehmen, nach § 38 ThürKO 
an der Beratung und Beschlussfassung nicht teilnehmen zu dürfen, 
so hat er dies vor Eintritt in die Beratung des betreffenden Tagesord-
nungspunktes unaufgefordert dem Gemeinderat mitzuteilen. Dieser 
entscheidet über den Ausschluss von der Beratung und Abstim-
mung in nichtöffentlicher Sitzung in Abwesenheit des Betroffenen.

(4) Ein Beschluss ist nur dann unwirksam, wenn ein Mitglied des 
Gemeinderats zu Unrecht von der Beratung oder Abstimmung 
ausgeschlossen worden ist oder ein persönlich Beteiligter an der 
Abstimmung teilgenommen hat und nicht auszuschließen ist, dass 
seine Teilnahme an der Abstimmung für das Abstimmungsergebnis 
entscheidend war. Der Beschluss gilt jedoch als von Anfang an 
wirksam, wenn die Verletzung der Bestimmungen über die persön-
liche Beteiligung nicht innerhalb von drei Monaten nach der Be-
schlussfassung unter Bezeichnung der Tatsachen, die eine solche 
Verletzung begründen können, gegenüber der Gemeinde geltend 
gemacht worden ist. Bei Satzungsbeschlüssen und Beschlüssen 
über Flächennutzungspläne gilt § 21 Abs. 4 bis 6 ThürKO.

§ 7
Vorlagen

(1) Beschlussvorlagen sind schriftliche Sachverhaltsdarstellun-
gen (Erläuterungen) mit einem Beschlussvorschlag, die vom 
Bürgermeister zur Beratung und Beschlussfassung an den Ge-
meinderat gerichtet werden sollen. Berichtsvorlagen sind dage-
gen reine Informationsmitteilungen.

(2) Der Bürgermeister kann bestimmen, dass für ihn ein Bei-
geordneter oder ein Mitarbeiter der Verwaltung Vorlagen in der 
Gemeinderatssitzung erläutert. Der Gemeinderat kann durch 
Beschluss Vorlagen zur Behandlung an Ausschüsse verweisen 
oder ihre Behandlung vertagen.

§ 8
Anträge

(1) Anträge sind nur zulässig, wenn der Gemeinderat für den Ge-
genstand der Beschlussfassung zuständig ist, anderenfalls sind 
sie ohne Sachdebatte vom Gemeinderat als unzulässig zurück-
zuweisen. Antragsberechtigt sind jede Fraktion, der Bürgermeis-
ter und jedes gewählte Gemeinderatsmitglied. Antragsberechtigt 
sind auch die Ortschaftsbürgermeister für alle ihre Ortschaft 
betreffenden Belange. Von mehreren Gemeinderatsmitgliedern 
und/oder mehreren Fraktionen können gemeinsame Anträge ge-
stellt werden. Jeder Antrag soll von dem Antragsteller vorgetra-
gen und begründet werden.

(2) Anträge, die vom Gemeinderat abgelehnt worden sind, kön-
nen von demselben Antragsteller/derselben antragstellenden 
Fraktion frühestens 3 Monate nach der Ablehnung wieder ein-
gebracht werden. Sie sind allerdings zulässig, wenn begründet 
dargelegt wird, dass die entscheidungserheblichen Tatsachen 
sich verändert haben.

(3) Änderungsanträge zu Tagesordnungspunkten können bis zur 
Eröffnung der Aussprache über den Beratungsgegenstand gestellt 
werden. Der Antrag muss begründet sein und einen konkreten 
Beschlussvorschlag enthalten. Während eines Umlaufverfahrens 
gem. § 36a Abs. 2 ThürKO sind Änderungsanträge unzulässig.

§ 9
Anfragen

(1) Anfragen über Angelegenheiten der Gemeinde können von 
den Fraktionen und auch von einzelnen Gemeinderatsmitglieder 
an den Bürgermeister gerichtet werden und sollen mindestens 
fünf Arbeitstage vor der Sitzung dem Bürgermeister schriftlich 
vorliegen; der Sitzungstag wird bei der Berechnung der Frist nicht 
mitgerechnet. 



Höhberg-Echo	 - 9 -	 Nr. 2/2024

Ist die Mehrheit der abgegebenen Stimmen gültig und erhält kei-
ner der Bewerber mehr als die Hälfte der abgegebenen gültigen 
Stimmen, so findet eine Stichwahl unter den beiden Bewerbern 
mit den höchsten Stimmenzahlen statt, bei der gewählt ist, wer 
die meisten Stimmen erhält.

Bei Stimmengleichheit in der Stichwahl entscheidet das Los. Der 
Gemeinderat kann nach jedem erfolglosen Wahlgang beschlie-
ßen, die Wahl abzubrechen und in derselben oder einer weiteren 
Sitzung eine erneute Wahl durchzuführen. Neue Bewerber kön-
nen nur zu einer Wahl in einer weiteren Sitzung vorgeschlagen 
werden. Die vorstehenden Regelungen gelten für alle Entschei-
dungen des Gemeinderates, die in der Thüringer Kommunalord-
nung oder in anderen Rechtsvorschriften als Wahlen bezeichnet 
werden.

Steht nur ein Bewerber zur Wahl, findet bei Nichterreichen der 
Mehrheit der Stimmen der anwesenden Stimmberechtigten im 
ersten Wahlgang ein zweiter Wahlgang statt, in dem der Bewer-
ber gewählt ist, wenn er mehr als die Hälfte der abgegebenen 
gültigen Stimmen erhalten hat.

(10) Sind mehrere gleichartige unbesoldete Stellen zu besetzen, 
können die Wahlen in einem Wahlvorgang durchgeführt werden, 
indem alle Bewerber auf einem Stimmzettel erfasst werden und 
je zu besetzender Stelle eine Stimme vergeben werden kann. 
Ungültig sind Stimmen hinsichtlich der betreffenden Person, 
wenn der Stimmzettel gegenüber dieser Person einen Zusatz 
oder Vorbehalt enthält oder der Stimmzettel den Willen des 
Stimmberechtigten nicht zweifelsfrei erkennen lässt. Gewählt 
sind die Bewerber in der Reihenfolge der Zahl der gültigen Stim-
men. Bei Stimmengleichheit entscheidet das Los. Die Stellen von 
ehrenamtlichen Beigeordneten sind keine gleichartigen Stellen 
im Sinne des Satzes 1.

(11) Die Bestimmungen der Absätze 9 und 10 gelten für alle Ent-
scheidungen des Gemeinderates, die in der Thüringer Kommu-
nalordnung oder in anderen Rechtsvorschriften als Wahlen be-
zeichnet werden, soweit diese Regelungen keine abweichenden 
Anforderungen enthalten.

(12) Der Vorsitzende stellt das Ergebnis der Abstimmung fest und 
gibt es anschließend bekannt. Die Richtigkeit des Abstimmungser-
gebnisses kann nur sofort nach der Verkündung beanstandet wer-
den. Bei rechtzeitiger Beanstandung muss die Abstimmung unver-
züglich wiederholt werden, wenn dies der Gemeinderat beschließt.

(13) In Sitzungen nach § 36 a Abs. 1 Satz 1 ThürKO und Umlauf-
verfahren nach § 36 a Abs. 2 ThürKO dürfen Wahlen und andere 
geheime Abstimmungen im Sinne von § 39 ThürKO nicht durch-
geführt werden

§ 13
Verletzung der Ordnung

(1) Wer in der Aussprache von der Sache abschweift, kann vom 
Vorsitzenden ermahnt und im Wiederholungsfalle zur Ordnung 
gerufen werden.

(2) Wer sich ungebührlicher oder beleidigender Äußerungen be-
dient, ist zur Ordnung zu rufen. Eine Aussprache über die Be-
rechtigung, „zur Ordnung“ zu rufen, ist unzulässig. Auf Antrag ist 
in der nächsten Sitzung ohne Aussprache darüber abzustimmen, 
ob der Gemeinderat den Ordnungsruf für gerechtfertigt hält.

(3) Beim dritten Ordnungsruf in einer Sitzung kann der Vorsit-
zende dem Redner das Wort entziehen. Einem Redner, dem das 
Wort entzogen wurde, darf es zu diesem Beratungsgegenstand 
nicht wieder erteilt werden.

(4) Bei fortgesetzter erheblicher Störung der Ordnung kann 
der Vorsitzende ein Gemeinderatsmitglied mit Zustimmung des 
Gemeinderats von der laufenden Sitzung ausschließen. Dem 
Ausschluss soll ein dreimaliger Ordnungsruf vorausgehen. Das 
Gemeinderatsmitglied soll beim dritten Ordnungsruf auf die Mög-
lichkeit des Ausschlusses hingewiesen werden. Wird durch ein 
bereits von einer früheren Sitzung ausgeschlossenes Gemeinde-
ratsmitglied die Ordnung innerhalb von zwei Monaten neuerlich 
erheblich gestört, so kann ihm der Gemeinderat für zwei weitere 
Sitzungen die Teilnahme untersagen. Die entsprechenden Be-
schlüsse sind dem Gemeinderatsmitglied schriftlich mitzuteilen.

(5) Werden die Sitzungen durch Zuhörer gestört, kann der Vor-
sitzende diese ausschließen, die Sitzung unterbrechen oder den 
Zuhörerraum räumen lassen.

Sie bedürfen keiner Begründung. Bei ausdrücklichem Wider
spruch ist vor der Abstimmung je ein Redner für und gegen den 
Antrag zu hören.

(3) Auf Anträge zur Geschäftsordnung muss der Vorsitzende 
das Wort unverzüglich außerhalb der Reihenfolge der Wortmel-
dungen erteilen, höchstens jedoch zweimal einem Redner zum 
selben Gegenstand. Die Ausführungen dürfen sich nur auf die 
geschäftsordnungsmäßige Behandlung des zur Verhandlung 
stehenden Gegenstandes beziehen.

Bei Verstößen soll dem Redner sofort das Wort entzogen wer-
den. Die Redezeit beträgt höchstens drei Minuten. Wird ein Ge-
schäftsordnungsantrag abgelehnt, so darf er zum gleichen Bera-
tungspunkt nicht wiederholt werden.

(4) Ein Antrag auf Schluss der Rednerliste bzw. Schluss der 
Aussprache kann nur von einem Gemeinderatsmitglied gestellt 
werden, das noch nicht zur Sache gesprochen hat. Der Vorsit-
zende hat vor der Abstimmung die Namen der Redner aus der 
Rednerliste zu verlesen, die noch nicht zu Wort gekommen sind, 
und sich davon zu überzeugen, dass jede Fraktion Gelegenheit 
hatte, ihre Argumente zum Beratungsgegenstand vorzutragen; 
andernfalls ist hierzu die Möglichkeit einzuräumen.

(5) Bei der Durchführung eines Umlaufverfahrens gem. § 36 a 
Abs. 2 ThürKO sind Geschäftsordnungsanträge unzulässig.

§ 12
Abstimmungen, Wahlen

(1) Über jeden Beratungsgegenstand ist gesondert abzustimmen.

(2) Bei mehreren Anträgen zu dem gleichen Gegenstand wird 
über den weitergehenden Antrag zuerst, über einen Gegenan-
trag oder einen Antrag auf Abänderung vor dem ursprünglichen 
Antrag abgestimmt. Bestehen Zweifel darüber, welcher Antrag 
der weitergehende ist, so entscheidet darüber der Vorsitzende.

(3) Vor der Abstimmung ist die endgültige Formulierung des zu 
fassenden Beschlusses zu verlesen, soweit sie sich nicht aus der 
Vorlage ergibt; das gilt nicht für Geschäftsordnungsanträge. Der 
Vorsitzende stellt die Frage, über die abgestimmt werden soll, so, 
dass sie mit ja oder nein beantwortet werden kann.

(4) Beschlüsse des Gemeinderats werden mit der Mehrheit der 
auf Ja oder Nein lautenden Stimmen gefasst, soweit nicht durch 
Gesetz eine andere Mehrheit vorgeschrieben ist; die zulässigen 
Stimmenthaltungen werden dabei nicht berücksichtigt. Bei Stim-
mengleichheit ist der Antrag abgelehnt. Bei Beschlüssen, die mit 
qualifizierter Mehrheit zu fassen sind, hat der Vorsitzende durch 
ausdrückliche Erklärung festzustellen, dass diese qualifizierte 
Mehrheit dem Antrag oder der Vorlage zugestimmt hat.

(5) Die Beschlussfassung erfolgt grundsätzlich offen durch Hand-
heben, erkennbare Zustimmung oder durch Erheben von den Sit-
zen. Für- und Gegenstimmen sowie Stimmenthaltungen sind zu 
zählen und die jeweiligen Zahlen in der Niederschrift festzuhalten.

(6) Geheim wird in den gesetzlich vorgeschriebenen Fällen ab-
gestimmt oder wenn dies der Gemeinderat beschließt.

(7) Der Gemeinderat kann beschließen, namentlich abzustimmen. 
Bei namentlicher Abstimmung werden die stimmberechtigten Mit-
glieder des Gemeinderates vom Vorsitzenden einzeln aufgerufen.

(8) Bei Abstimmungen und Wahlen durch Stimmzettel gilt folgendes:
a) Stimmzettel sind ungültig, insbesondere wenn

- sie leer sind,
- sie unleserlich sind,
- sie mehrdeutig sind,
- sie Zusätze enthalten,
- sie durchgestrichen sind,
- sie bei Wahlen unzweifelhaft Stimmenthaltung zum Ausdruck 

bringen durch Gebrauch des Wortes „Stimmenthaltung“.
b) Die Stimmzettel werden von je einem Gemeinderatsmitglied 

der Fraktionen ausgezählt, die das Ergebnis dem Vorsitzen-
den mitteilen.

(9) Wahlen werden gemäß § 39 ThürKO durch geheime Abstim-
mung vollzogen. Es können nur solche Personen gewählt werden, 
die dem Gemeinderat vor der Wahl vorgeschlagen worden sind. 
Gewählt ist, wer mehr als die Hälfte der abgegebenen gültigen 
Stimmen erhält. Stimmenthaltungen und leere Stimmzettel sind 
ungültig. Ist die Mehrheit der abgegebenen Stimmen ungültig, so 
ist der Wahlgang zu wiederholen.
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(3) Der Gemeinderat behält sich darüber hinaus die Beschluss-
fassung über folgende Angelegenheiten vor:
1.	 allgemeine Festsetzung von Gebühren und Tarifen,
2.	 Entscheidung über Erwerb, Veräußerung und Verpfändung 

von Vermögensgegenständen (insbesondere von Grundstü-
cken), soweit sie nicht für den laufenden Geschäftsbetrieb 
bestimmt sind und nicht in die Zuständigkeit des Hauptaus-
schusses (§ 19) oder des Bürgermeisters (§ 20) fallen,

3.	 Beschlussfassung über die Bildung und Beteiligung an 
Zweckverbänden, über den Abschluss von Zweckverein-
barungen, über die Mitgliedschaft in sonstigen juristischen 
Personen des öffentlichen und privaten Rechtes sowie über 
allgemeine Regelungen zur Benutzung öffentlicher Einrich-
tungen nach bürgerlichem Recht.

(4) Der Gemeinderat überträgt die in § 19 Abs. 2 genannten An-
gelegenheiten beschließenden Ausschüssen zur selbstständi-
gen Erledigung.

§ 18
Ausschüsse des Gemeinderates

(1) Der Gemeinderat bildet für bestimmte Aufgabenbereiche die 
in § 19 näher genannten vorberatenden und beschließenden 
Ausschüsse.

(2) Die Ausschüsse bestehen aus dem Bürgermeister und den 
weiteren Ausschussmitgliedern. Der Bürgermeister kann einen 
Beigeordneten mit seiner Vertretung im Ausschuss beauftragen; 
dieser hat Stimmrecht im Ausschuss.

(3) Die Ausschüsse setzen sich aus den im Gemeinderat ver-
tretenen Fraktionen, Parteien, Wählergruppen und Zusammen-
schlüssen im Sinne des § 27 Abs. 1 Satz 5 ThürKO gemäß deren 
personellen Vorschlägen nach dem Verhältnis ihrer Stärke im 
Gemeinderat zusammen.

(4) Die Ausschusssitze werden nach dem mathematischen 
Verhältnisverfahren nach Hare-Niemeyer verteilt. Haben dabei 
mehrere Fraktionen, Parteien, Wählergruppen oder Zusammen-
schlüsse gleichen Anspruch auf einen Sitz, so entscheidet die 
höhere Stimmenzahl, die bei den Wahlen zum Gemeinderat er-
langt wurde, bei Stimmengleichheit das Los; der Losentscheid ist 
für jeden Ausschuss gesondert durchzuführen.

(5) Verändert sich während der Amtszeit das Stärkeverhältnis der 
Fraktionen, Parteien, Wählergruppen oder Zusammenschlüsse 
im Gemeinderat, so sind diese Änderungen nach vorstehendem 
Absatz 4 auszugleichen. Scheidet ein Gemeinderatsmitglied aus 
der es entsendenden Fraktion, Partei, Wählergruppe oder dem 
Zusammenschluss aus, so verliert es seinen Sitz im Ausschuss.

(6) Für jedes Ausschussmitglied wird für den Fall seiner Verhin-
derung ein Stellvertreter namentlich bestellt.

(7) Den Vorsitz im Hauptausschuss (§ 19 Abs. 1) hat der Bür-
germeister inne, im Falle seiner Verhinderung sein Stellvertreter, 
der Stimmrecht im Hauptausschuss hat. Die übrigen Ausschüsse 
wählen aus ihrer Mitte den Vorsitzenden und dessen Stellvertreter.

(8) Die Sitzungen vorberatender Ausschüsse sind nicht öffent-
lich. Im Übrigen finden auf den Geschäftsgang der Ausschüs-
se die Bestimmungen in §§ 1 - 15 über den Gemeinderat, die 
Gemeinderatsmitglieder und die Gemeinderatssitzungen, insbe
sondere zur Einberufung und Tagesordnung, zur Beschlussfä-
higkeit, zur Teilnahmepflicht, zur persönlichen Beteiligung und 
Beschlussfassung, zu Wahlen, zur Öffentlichkeit, Sitzungsleitung 
und Niederschrift, entsprechende Anwendung.

§ 19
Bildung der Ausschüsse

(1) Der Gemeinderat bildet den Haupt- und Finanzausschuss, 
bestehend aus dem Bürgermeister und 24 weiteren Gemeinde-
ratsmitgliedern als beschließenden Ausschuss.

(2) Der Ausschuss hat insbesondere folgende Aufgabenbereiche:

Haupt- und Finanzausschuss: Vorbereitung der Sitzung des 
Gemeinderats, Angelegenheiten der allgemeinen Verwaltung - 
einschließlich wichtiger Personalangelegenheiten, Koordination 
der Arbeit aller Ausschüsse, Angelegenheiten des Gewerbewe-
sens, der Wirtschaftsförderung.

Angelegenheiten des Finanz- und Steuerwesens, insbesondere 
Vorbereiten der Haushaltsatzung, Erlass, Niederschlagung und 
Stundung von Forderungen.

(6) Entsteht im Gemeinderat störende Unruhe, so kann der Vor-
sitzende die Sitzung unterbrechen oder schließen.

§ 14
Niederschrift

(1) Über die Sitzungen des Gemeinderats fertigt der vom Bürger-
meister bestimmte Schriftführer eine Niederschrift an. Die Nie-
derschrift muss Tag und Ort der Sitzung, die Namen der anwe-
senden und die der abwesenden Mitglieder des Gemeinderates 
unter Angabe ihres Abwesenheitsgrundes sowie die behandel-
ten Gegenstände, die Beschlüsse und das Abstimmungsergeb-
nis erkennen lassen. Jedes Mitglied kann verlangen, dass in der 
Niederschrift festgehalten wird, wie es abgestimmt hat; das gilt 
nicht bei geheimer Abstimmung.

(2) Werden vom Redner Schriftsätze verlesen, so sollen sie dem 
Schriftführer im Original oder in Abschrift für die Niederschrift zur 
Verfügung gestellt werden.

(3) Die Niederschrift ist vom Vorsitzenden und vom Schriftführer 
zu unterschreiben und in der nächsten Sitzung durch Beschluss 
des Gemeinderats zu genehmigen.

(4) Die Mitglieder des Gemeinderates können jederzeit die Nie-
derschriften einsehen und sich Abschriften der in öffentlicher 
Sitzung gefassten Beschlüsse erteilen lassen. Die Einsicht 
in die Niederschriften über öffentliche Sitzungen bei der Ge
meindeverwaltung steht allen Bürgern frei.

(5) Bei der Durchführung eines Umlaufverfahrens gem. § 36 a Abs. 
2 ThürKO ist die Erstellung einer Niederschrift nicht erforderlich.

§ 15
Behandlung der Beschlüsse

(1) Der Wortlaut der in öffentlicher Sitzung gefassten Beschlüsse 
des Gemeinderates und der Ausschüsse mit Entscheidungsbe-
fugnis wird unverzüglich in ortsüblicher Weise der Öffentlichkeit 
bekannt gemacht. Das Gleiche gilt für die in nichtöffentlicher 
Sitzung gefassten Beschlüsse, sobald die Gründe für die Ge-
heimhaltung weggefallen sind. Die Entscheidung hierüber trifft 
der Gemeinderat. Beim Umlaufverfahren in Notlagen gem. § 36 
a Abs. 2 ThürKO sind die Angelegenheiten vor der Beschluss-
fassung im Umlaufverfahren in geeigneter Weise öffentlich be-
kannt zu machen. Beschlüsse im Umlaufverfahren nach § 36 a 
Abs. 2 ThürKO sind unverzüglich in ortsüblicher Weise öffentlich 
bekannt zu machen. Soweit die öffentliche Bekanntmachung 
in ortsüblicher Weise nicht möglich ist, sind die Beschlüsse in 
anderer geeigneter Weise öffentlich bekannt zu machen. Die in 
der Hauptsatzung festgelegte, öffentliche Bekanntmachung der 
Beschlüsse ist nach Wegfall des Hinderungsgrundes jedenfalls 
unverzüglich nachzuholen.

(2) Hält der Bürgermeister eine Entscheidung des Gemeindera-
tes oder eines Ausschusses für rechtswidrig, so hat er ihren Voll-
zug auszusetzen und sie in der nächsten Sitzung, die innerhalb 
eines Monats nach der Entscheidung stattfinden muss, gegen-
über dem Gemeinderat oder dem Ausschuss zu beanstanden. 
Verbleibt der Gemeinderat oder der Ausschuss bei seiner Ent-
scheidung, so hat der Bürgermeister unverzüglich die Rechtsauf-
sichtsbehörde zu unterrichten.

§ 16
Fraktionen

(1) Gemeinderatsmitglieder/Ortschaftsratsmitglieder, die dersel-
ben Partei oder Wählergruppe angehören, können sich zu Frakti-
onen zusammenschließen. Eine Fraktion kann auch aus Mitglie-
dern mehrerer Parteien oder Wählergruppen gebildet werden.

(2) Der Zusammenschluss zu einer Fraktion, ihre Bezeichnung 
sowie deren Vorsitzender und sein Stellvertreter wie auch die 
Namen der Fraktionsmitglieder sind dem Bürgermeister/Ort-
schaftsbürgermeister schriftlich mitzuteilen, der hierüber unver-
züglich den Gemeinderat unterrichtet. Das Gleiche gilt für spä-
tere Änderungen.

§ 17
Zuständigkeit des Gemeinderates

(1) Der Gemeinderat beschließt über die Aufgaben des eigenen 
Wirkungskreises der Gemeinde, soweit er nicht die Beschluss-
fassung auf einen beschließenden Ausschuss übertragen hat 
oder der Bürgermeister zuständig ist.

(2) Der Gemeinderat ist insbesondere für die in § 26 Abs. 2 Nr. 
1 - 15 ThürKO genannten Angelegenheiten ausschließlich zu-
ständig.
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3.	 Vergabe von Aufträgen für ständig wiederkehrende Lieferun-
gen und Leistungen für den laufenden Betrieb (z. B. Ausga-
ben für die Bewirtschaftung der Grundstücke und den Unter-
halt von Fahrzeugen, Geschäftsausgaben für die Verwaltung, 
Verbrauchsmaterial für Anstalten und Einrichtungen, Geräte 
und Ausstattungsgegenstände) im Verwaltungshaushalt bis 
zur Höhe der haushaltsmäßigen Ermächtigung;

4.	 Abschluss von Vergleichen, die Einlegung von Rechtsbehel-
fen oder Rechtsmitteln, die Einleitung von Aktivprozessen, 
wenn der Streitwert 2.500,00 EUR nicht übersteigt sowie die 
Führung aller gegen die Gemeinde oder die von ihr verwal-
teten Stiftungen gerichteten Passivprozesse;

5.	 die Umschuldung und Vertragsänderungen von Krediten zur 
Erzielung günstigerer Konditionen;

6.	 die Aufnahme von Kassenkrediten im Rahmen des durch die 
Haushaltssatzung festgelegten Höchstbetrages;

7.	 die Bewilligung überplanmäßiger Ausgaben und außerplanmä-
ßiger Ausgaben bis zur Höhe von 10.000,00 EUR jeweils im 
Einzelfall. Der Bürgermeister ist berechtigt, bis zu vorstehenden 
Grenzen Mittel, die durch anderweitige Einsparungen zur Verfü-
gung stehen, Mehreinnahmen und Mittel der Deckungsreserve 
zur Gewährleistung der Deckung in Anspruch zu nehmen;

8.	 die Gewährung von freiwilligen Zuweisungen und Zuschüs-
sen im Rahmen des Haushaltsplans, soweit sie im Einzelfall 
1.000,00 EUR nicht übersteigen;

9.	 die Bildung von Haushaltsresten;
10.	 die Stundung von Zahlungsansprüchen bis zu einem Betrag 

von 1.000,00 EUR auf die Dauer bis zu 12 Monaten;
11.	 die Niederschlagung oder der Erlass uneinbringlicher Steu-

ern, Abgaben und sonstiger öffentlich-rechtlicher und zivil-
rechtlicher Forderungen bis zu einem Betrag von 500,00 EUR;

12.	 Abschluss von Verträgen (z. B. Kauf-, Miet-, Leasing-, Pacht-, 
Wertlieferungs-Dienstleistungsverträge) bis zu einer Wertgren-
ze des Rechtsverhältnisses von 30.000,00 EUR einmaliger 
oder jährlicher laufender Belastungen im Rahmen der haus-
haltsmäßigen Ermächtigung sowie die Vornahme sonstiger 
bürgerlich-rechtlicher und öffentlich-rechtlicher Amtshandlungen 
(grundbuchrechtliche Erklärungen, Kündigungen, Rücktritte).

§ 21
Sprachform, Änderungen, Inkrafttreten

(1) Die in dieser Geschäftsordnung benutzten personenbezoge-
nen Bezeichnungen gelten für alle Geschlechtsformen.

(2) Die Geschäftsordnung tritt zum 1. Januar 2024 in Kraft. Die 
Geschäftsordnungen der gem. § 1 Abs. 2 ThürGNGG 2024 auf-
gelösten Gemeinden treten mit dem Inkrafttreten der Geschäfts-
ordnung der Gemeinde Uder außer Kraft.

(3) Regelungen der Geschäftsordnung können im Rahmen der 
gesetzlichen Vorgaben durch Beschluss des Gemeinderates je-
derzeit geändert, aufgehoben oder ergänzt werden.

Uder, 22. Februar 2024

Dielenschneider
Staatlich Beauftragte �  (Siegel)

Gemeinde Uder
- Staatlich Beauftragte - �  22. Februar 2024

I. Amtliche Bekanntmachung

Gemäß § 11 Abs. 1 Satz 1 der Hauptsatzung gibt die Gemeinde 
Uder nachfolgende Satzung über die Benutzung der Kinderta-
geseinrichtung der Gemeinde Uder bekannt.

Verstöße wegen der Verletzung von Verfahrens- oder Formvor-
schriften, die nicht die Ausfertigung und diese Bekanntmachung 
betreffen, können gegenüber der Gemeinde schriftlich unter An-
gabe der Gründe geltend gemacht werden. Werden solche Ver
stöße nicht innerhalb einer Frist von 1 Jahr nach dieser Bekannt-
machung geltend gemacht, so sind diese Verstöße unbeachtlich.

II. Beschluss- und Genehmigungsvermerk

1.	 Mit Beschluss Nr. 9/2024 vom 15. Januar 2024 hat der Ge-
meinderat die oben genannte Satzung beschlossen.

2.	 Das Landratsamt Eichsfeld hat mit Schreiben vom 21. Febru-
ar 2024 diese Satzung bestätigt.

Dielenschneider
Staatlich Beauftragte

Soweit nicht der Bürgermeister gemäß § 20 zuständig ist, ent-
scheidet der Hauptausschuss als beschließender Ausschuss im 
Sinne von § 26 Abs. 1 und 3 ThürKO bis zu folgenden Beträgen 
im Einzelfall:
1.	 Abschluss von Vergleichen, die Einlegung von Rechtsbehel-

fen oder Rechtsmitteln, die Einleitung von Aktivprozessen, 
wenn der Streitwert größer ist als 2.500,00 EUR im Einzelfall, 
aber 10.000,00 EUR nicht übersteigt;

2.	 die Gewährung von freiwilligen Zuweisungen und Zuschüs-
sen im Rahmen des Haushaltsplans, soweit sie im Einzel-
fall mehr als 500,00 EUR betragen und 1.000,00 EUR nicht 
übersteigen;

3.	 die Stundung von Zahlungsansprüchen von mehr als 2 Mo-
naten bis zu 6 Monaten bis 1.500,00 EUR, auf die Dauer von 
mehr als 6 Monaten bis zu einem Betrag von 25.000,00 EUR;

4.	 die Niederschlagung oder der Erlass uneinbringlicher Steu-
ern, Abgaben und sonstiger öffentlich-rechtlicher und zivil-
rechtlicher Forderungen bis zu einem Betrag von mehr als 
500,00 EUR, aber nicht mehr als 2.500,00 EUR im Einzelfall;

5.	 Abschluss von Verträgen (z. B. Kauf-, Miet-, Pacht-, Wertlie-
ferungs-, Dienstleistungsverträge) ab einer Wertgrenze des 
Rechtsverhältnisses von 30.000,00 EUR einmaliger oder jährli-
cher laufender Belastungen im Rahmen der haushaltsmäßigen 
Ermächtigung sowie die Vornahme sonstiger bürgerlich-recht
licher und öffentlich-rechtlicher Amtshandlungen (grundbuch-
rechtliche Erklärungen, Kündigungen, Rücktritte);

6.	 die Bewilligung überplanmäßiger Ausgaben und außerplan-
mäßiger Ausgaben bis zur Höhe von 30.000,00 EUR jeweils 
im Einzelfall. Der Hauptausschuss ist berechtigt, bis zu vor-
stehenden Grenzen Mittel, die durch anderweitige Einspa
rungen zur Verfügung stehen, Mehreinnahmen und Mittel 
der Deckungsreserve zur Gewährleistung der Deckung in 
Anspruch zu nehmen;

7.	 über den Erwerb von Grundstücken und grundstücksgleichen 
Rechten sowie über An- und Verpachtungen mit einem jährli-
chen Entgelt bis zu 25.000,00 EUR, soweit nicht der Bürger-
meister nach § 20 zuständig ist.

(3) Soweit der Ausschuss im Rahmen seines dort genannten 
Aufgabenbereiches nicht anstelle des Gemeinderates endgültig 
gemäß § 26 Abs. 1 und 3 ThürKO beschließen und der Bürger-
meister nicht nach § 20 zuständig ist, wird er vorberatend tätig. 
In dieser vorberatenden Funktion soll er die ihm übertragenen 
Gegenstände für die Beratung in dem Gemeinderat vorbereiten 
und dem Gemeinderat einen Beschlussvorschlag unterbreiten.

(4) Das Recht des Gemeinderates, die Entscheidung weiterer 
Angelegenheiten auf einen beschließenden Ausschuss zu über-
tragen, bleibt von den vorstehenden Regelungen unberührt.

(5) Der Gemeinderat kann Entscheidungen im Einzelfall gemäß 
§ 26 Abs. 3 Satz 2 ThürKO an sich ziehen und Beschlüsse eines 
Ausschusses aufheben oder ändern.

§ 20
Zuständigkeit des Bürgermeisters

(1) Der Bürgermeister vollzieht die Beschlüsse des Gemeinde-
rats und der Ausschüsse.

(2) Der Bürgermeister erledigt in eigener Zuständigkeit:
1.	 die laufenden Angelegenheiten des eigenen Wirkungskrei-

ses der Gemeinde, die für die Gemeinde keine grundsätzli-
che Bedeutung haben und keine erheblichen Verpflichtungen 
erwarten lassen;

2.	 alle personalrechtlichen Entscheidungen, hierzu zählen ins-
besondere:

	 die Ernennung, Beförderung, Abordnung, Versetzung, Verset-
zung in den Ruhestand und Entlassung der Beamten des einfa-
chen und mittleren Dienstes sowie Einstellung, Höhergruppie-
rung, Versetzung und Entlassung aller Beschäftigten (Arbeiter 
und Angestellte), deren Vergütungsgruppe mit den Beamten 
des einfachen und mittleren Dienstes vergleichbar ist;

3.	 die ihm durch Beschluss des Gemeinderates im Einzelfall mit 
dessen Zustimmung oder allgemein durch die Hauptsatzung 
zur selbstständigen Erledigung übertragenen Angelegenheiten.

(3) Laufende Angelegenheiten nach Abs. 2 Nr. 1 sind alltägliche 
Verwaltungsgeschäfte der Gemeinde, die keine grundsätzliche 
Bedeutung haben und für den Vollzug des Gemeindehaushaltes 
keine erhebliche Rolle spielen. Hierzu gehören insbesondere:
1.	 Vollzug der Ortssatzungen;
2.	 Bewirtschaftung der Mittel nach dem Haushaltsplan;
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(3) Die Eltern haben die Möglichkeit, aus verschiedenen Betreu-
ungsumfängen zu wählen. Dies sind: bis 5 h täglich, zwischen 5 
h und 8 h täglich, volltags 9 h täglich, und 10 h täglich.

(4) Wünschen die Eltern eine Änderung des ursprünglich ge-
wählten Betreuungsumfangs, muss dies der Leitung der Kin-
dertageseinrichtung spätestens 1 Monat vor der gewünschten 
Änderung mitgeteilt werden.

(5) Eltern von Kindern, die in den folgenden Kindergartenjahren 
von der Zahlung der Elternbeiträge aufgrund der gesetzlich ge-
regelten Elternbeitragsfreiheit befreit werden, haben unter Be-
achtung des § 30 Abs. 4 ThürKigaG bis 31. Januar des laufenden 
Jahres die Möglichkeit, den Betreuungsumfang für ihr Kind zu 
wählen oder zu ändern, der ab 1. März vor Beginn der Beitrags-
befreiung bis zur Beendigung des Betreuungsverhältnisses in 
der Kindertageseinrichtung gelten soll. Eine Reduzierung des 
Betreuungsumfangs ist grundsätzlich auch nach dem 1. März 
unter Einhaltung der Fristen nach Abs. 4 möglich.

(6) Bekanntgaben erfolgen entsprechend dem Bekanntma-
chungsrecht der Gemeinde durch Veröffentlichung auf der Inter-
netseite www.lg-uder.de, durch Aushang in der Tageseinrichtung 
und durch Elternbriefe.

§ 5
Anmeldung/Aufnahme

(1) Die Anmeldung soll in der Regel sechs Monate vor der ge-
wünschten Aufnahme bei der Leitung der Kindertageseinrich-
tung unter Verwendung des hierfür vorgesehenen Formulars 
erfolgen. Kurzfristige Anmeldungen können in begründeten Aus-
nahmefällen (z. B. Zuzug, berufliche Veränderung etc.) im Rah-
men der zur Verfügung stehenden freien Plätze berücksichtigt 
werden. Besucht das Kind zum Zeitpunkt der Anmeldung eine 
andere Kindertageseinrichtung, haben die Eltern zu bestätigen, 
dass das Betreuungsverhältnis für diese Einrichtung wirksam 
zum Zeitpunkt der gewünschten Aufnahme in die Kindertages-
einrichtung gekündigt wurde.

(2) Jedes Kind muss unmittelbar vor seiner Anmeldung und vor 
seiner Aufnahme in die Tageseinrichtung ärztlich oder amts-
ärztlich untersucht werden, was durch Vorlage eines ärztlichen 
Zeugnisses über die gesundheitliche Eignung zum Besuch der 
Einrichtung nachzuweisen ist. Die Bescheinigung soll auch Hin-
weise auf Unverträglichkeiten und Allergien enthalten. Darüber 
hinaus haben die Eltern dem Träger den Nachweis zu erbrin-
gen, dass zeitnah vor der Aufnahme eine ärztliche Beratung in 
Bezug auf einen vollständigen, altersgemäßen und nach den 
Empfehlungen der Ständigen Impfkommission ausreichenden 
Impfschutz des Kindes erfolgt ist. Die ärztliche Bescheinigung 
und der Nachweis zur Impfberatung sollen zum Zeitpunkt der 
Vorlage in der Kindertageseinrichtung nicht älter als vier Wochen 
sein. Kinder, die eine ansteckende Krankheit hatten, müssen ein 
Gesundheitsattest in der Einrichtung vorlegen.

(3) Vor Beginn der Betreuung eines Kindes ab Vollendung des 
ersten Lebensjahres ist der Leitung der Kindertageseinrich-
tung nachzuweisen, dass ein ausreichender Impfschutz gegen 
Masern bzw. eine Immunität gegen Masern besteht oder das 
Kind aufgrund einer medizinischen Kontraindikation nicht ge-
impft werden kann. Ein ausreichender Impfschutz besteht, wenn 
ab der Vollendung des ersten Lebensjahres mindestens eine 
Schutzimpfung und ab der Vollendung des zweiten Lebensjah-
res mindestens zwei Schutzimpfungen gegen Masern bei dem 
betroffenen Kind durchgeführt wurden. Zum Nachweis des aus-
reichenden Impfschutzes bzw. der Immunität gegen Masern ist 
der Kindertageseinrichtung vorzulegen:
1.	 eine Impfdokumentation nach § 22 Abs. 1 und 2 des Infekti-

onsschutzgesetzes (IfSG) oder ein ärztliches Zeugnis, auch 
in Form einer Dokumentation nach § 26 Abs. 2 Satz 4 des 
Fünften Buches Sozialgesetzbuch, darüber, dass bei dem zu 
betreuenden Kind ein nach den Maßgaben von § 20 Absatz 
8 Satz 2 IfSG ausreichender Impfschutz gegen Masern be-
steht,

2.	 ein ärztliches Zeugnis darüber, dass bei dem zu betreuenden 
Kind eine Immunität gegen Masern vorliegt oder sie aufgrund 
einer medizinischen Kontraindikation nicht geimpft werden 
können oder

3.	 eine Bestätigung einer staatlichen Stelle oder der Leitung ei-
ner anderen Gemeinschaftseinrichtung im Sinne von § 33 Nr. 
1 oder 2 IfSG darüber, dass ein Nachweis nach Nummer 1 
oder Nummer 2 bereits vorgelegen hat.

Satzung über die Benutzung der  
Kindertageseinrichtung der Gemeinde Uder

Aufgrund der §§ 19 Abs. 1, 20 Abs. 2 und 21 der Thüringer Kom-
munalordnung (ThürKO) vom 16. August 1993 (GVBl. S. 501), 
in der Fassung der Neubekanntmachung vom 28. Januar 2003 
(GVBl. S. 41), zuletzt geändert durch Gesetz vom 24. März 2023 
(GVBl. S. 127) und der Bestimmungen des Thüringer Gesetzes 
über die Bildung und Betreuung von Kindern in Tageseinrichtun-
gen und in Tagespflege (Thüringer Kindergartengesetz - ThürKi-
gaG) vom 18. Dezember 2017 (GVBl. S. 276), zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 9. Mai 2023 (GVBl. S. 184), des § 20 Abs. 8 ff. 
Infektionsschutzgesetz vom 20. Juli 2000 (BGBl. I S. 1045), zu-
letzt geändert durch Gesetz vom 12. Dezember 2023 (BGBl. 2023 
I Nr. 359) hat der Gemeinderat der Gemeinde Uder in seiner Sit-
zung am 15. Januar 2024 folgende Satzung über die Benutzung 
der Kindertageseinrichtung (Benutzungssatzung) beschlossen:

§ 1
Träger und Rechtsform

Die Kindertageseinrichtung wird von der Gemeinde Uder als öf-
fentliche Einrichtung unterhalten. Durch ihre Inanspruchnahme 
nach Maßgabe dieser Satzung entsteht ein öffentlich-rechtliches 
Benutzungsverhältnis.

§ 2
Aufgaben und Grundsätze

(1) Die Aufgaben der Kindertageseinrichtung bestimmen sich 
nach den Vorschriften des Thüringer Kindergartengesetzes und 
den einschlägigen Rechtsverordnungen.

(2) Die Rechte und Pflichten nach dieser Satzung nehmen die 
Eltern wahr. Eltern im Sinne dieses Gesetzes sind die jewei-
ligen Personensorgeberechtigten im Sinne des § 7 Abs. 1 Nr. 
5 des Achten Buchs Sozialgesetzbuch (SGB VIII) oder Er
ziehungsberechtigten im Sinne des § 7 Abs. 1 Nr. 6 SGB VIII.

(3) Mit der Anmeldung und Aufnahme ihres Kindes in eine Kin-
dertageseinrichtung erkennen Eltern die Benutzungsregelungen 
dieser Satzung an. Gleiches gilt auch für die Konzeption der je-
weiligen Kindertageseinrichtung.

§ 3
Kreis der Berechtigten

(1) Die Kindertageseinrichtung steht grundsätzlich allen Kindern, 
die in der Gemeinde Uder ihren Wohnsitz (Hauptwohnung i. S. 
des Melderechts) haben, nach Maßgabe der verfügbaren Plätze, 
ab der Vollendung des ersten Lebensjahres, offen.

(2) Darüber hinaus stehen die Kindertageseinrichtung(en) auch 
Kindern, die ihren Wohnsitz in einer anderen Gemeinde/Stadt 
haben, aufgrund des Wunsch- und Wahlrechts nach § 5 ThürKi-
gaG bzw. § 5 des Achten Buches Sozialgesetzbuch (SGB VIII) 
offen, wenn verfügbare Kapazitäten vorhanden sind.

(3) Sofern in der Kindereinrichtung auf besonderen Antrag ein 
Kind aufgenommen wird, das in einem anderen Ort außerhalb der 
Gemeinde Uder seinen Wohnsitz hat, müssen beide Gemeinden 
damit einverstanden sein. Zur Finanzierung der nicht durch Eltern-
beiträge und Landeszuschüsse gedeckten Kosten bedarf es einer 
besonderen Vereinbarung zwischen den beteiligten Gemeinden.

(4) Wenn die amtlich festgelegte Höchstbelegung der jeweiligen 
Einrichtung erreicht ist, können weitere Aufnahmen erst nach 
Freiwerden von Plätzen erfolgen.

(5) Kinder, die an ansteckenden Krankheiten leiden, werden nicht 
aufgenommen. Im Zweifel entscheidet ein Arzt, der von der Gemein-
de im Einvernehmen mit den Erziehungsberechtigten benannt wird.

§ 4
Öffnungszeiten/Schließzeiten/Betreuungsumfang

(1) Die Kindertageseinrichtung ist an Werktagen montags bis 
freitags von 06:30 Uhr bis 16:30 Uhr geöffnet.

(2) Während der gesetzlich festgelegten Sommerferien in Thü-
ringen wird die Einrichtung zwei bis vier Wochen geschlossen.

Außerdem bleibt die Einrichtung zwischen Weihnachten und 
Neujahr jeden Jahres sowie an den vom Träger festgelegten bis 
zu zwei variablen Schließungstagen, gebunden an Feiertagen, 
geschlossen. Für diese variablen Schließungstage wird bei Be-
darf die Betreuung der Kinder sichergestellt.
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Sie verlangt von den Eltern von Kindern ab Vollendung des  
1. Lebensjahres die Vorlage eines Nachweises nach § 20 Abs. 9 
Satz 1 IfSG. Treten die im IfSG genannten Krankheiten oder ein 
hierauf gerichteter Verdacht auf, so ist die Leitung verpflichtet, 
unverzüglich die im Gesetz vorgeschriebenen Meldungen und 
Vorkehrungen zu treffen.

§ 8
Elternbeirat

Die Eltern der Kindertageseinrichtung haben das Recht, ei-
nen Elternbeirat zu bilden. Die Wahl des Elternbeirates erfolgt 
nach den Regelungen des § 12 Abs. 4 und 5 ThürKigaG. Die 
Gemeinde stellt die Beteiligungsrechte des Elternbeirates bei 
Entscheidungen nach § 12 Abs. 2 und 3 ThürKigaG sicher. Darü-
ber hinaus erfolgt eine Einbeziehung des Elternbeirates entspre-
chend der Regelung des § 29 ThürKigaG im Falle einer geplan-
ten Erhöhung der Elternbeiträge oder der Verpflegungsgebühren.

§ 9
Versicherungsschutz

(1) Während der Betreuungszeit und für den direkten Hin- und 
Rückweg zur Kindertageseinrichtung sowie für gemeinsame Ak-
tivitäten und Veranstaltungen außerhalb der Einrichtung (z. B. 
Ausflüge) einschließlich der hierfür notwendigen Hin- und Rück-
wege besteht Unfallversicherungsschutz im Rahmen der gesetz-
lichen Unfallversicherung.

(2) Für die Kindertageseinrichtung besteht eine Haftpflichtversi-
cherung. Für mitgebrachte persönliche Gegenstände wird keine 
Haftung übernommen.

§ 10
Elternbeiträge und Verpflegungsgebühren

Für die Benutzung der Einrichtung wird von den Eltern der Kin-
der ein im Voraus zu zahlender Elternbeitrag sowie eine Verpfle-
gungsgebühr für die Bereitstellung von Verpflegungsangeboten 
nach Maßgabe der jeweils gültigen Gebührensatzung zu dieser 
Satzung erhoben.

§ 11
Abmeldung

(1) Das Benutzungsverhältnis endet durch Abmeldung des Kin-
des. Die Abmeldung ist schriftlich bis zum 15. eines Monats zum 
Ende des nächsten Monats der Leitung der Kindertageseinrich-
tung mitzuteilen; geht sie erst nach dem 15. eines Monats dort 
ein, wird sie erst zum Ablauf des übernächsten Monats wirksam. 
Kinder, die in die Schule aufgenommen werden, gelten nach 
dem letzten möglichen Betreuungstag in der Kindertageseinrich-
tung als abgemeldet, es sei denn, sie werden bereits vorher frist-
gerecht zum Ende eines Monats abgemeldet.

(2) Bei Fristversäumnis ist die Gebühr für einen weiteren Monat 
zu zahlen.

§ 12
Ausschluss eines Kindes  

vom Besuch der Kindertageseinrichtung/Betretungsverbot

(1) Ein Kind kann vom Besuch der Kindertageseinrichtung ins-
besondere dann vorübergehend oder dauerhaft ausgeschlossen 
werden, wenn
1.	 die in dieser Satzung geregelten Mitwirkungspflichten der 

Eltern trotz schriftlicher Ermahnung wiederholt missachtet 
wurden,

2.	 die Eltern einer kontinuierlichen partnerschaftlichen Zusam-
menarbeit mit dem Personal der Einrichtung bei der Bildung, 
Erziehung und Betreuung des Kindes zuwiderhandeln

3.	 die Benutzungsgebühr trotz Mahnung für zwei aufeinander-
folgende Monate nicht entrichtet worden ist

4.	 die Öffnungszeiten der Kindertageseinrichtung bei der Ab-
holung des Kindes mehrfach unentschuldigt innerhalb eines 
Zeitraums von einem Monat missachtet wurden oder

5.	 es sich trotz Ausschöpfung der pädagogischen Möglichkeiten 
der Kindertageseinrichtung nicht in die Gemeinschaft integ-
rieren lässt oder andere Kinder gefährdet.

(2) Vor dem dauerhaften Ausschluss ist im Rahmen einer feh-
lerfreien Ermessensausübung zu prüfen, ob ein zeitlich befriste-
ter Ausschluss ausreichend ist, um die entsprechenden Mitwir-
kungs- oder Handlungspflichten zu erreichen.

(4) Die Aufnahme eines Kindes in eine Kindertageseinrichtung 
erfolgt durch Bescheid zu dem darin festgesetzten Datum. Ab 
dem im Aufnahmebescheid festgesetzten Datum sind die El-
tern zur Zahlung der Benutzungsgebühr nach Maßgabe der 
Gebührensatzung verpflichtet, es sei denn, sie haben den Platz 
rechtzeitig mindestens 1 Monat vor der geplanten Aufnahme ih-
res Kindes schriftlich gegenüber der Gemeinde wieder gekündigt.

(4) Mit der Unterzeichnung der Betreuungsvereinbarung erken-
nen die Erziehungsberechtigten diese Satzung sowie die Gebüh-
rensatzung an.

(5) Kinder aus Gemeinden außerhalb Thüringens können im 
Rahmen des Wunsch- und Wahlrechts nach § 5 SGB VIII bei 
freien Kapazitäten aufgenommen werden, wenn die nicht durch 
Elternbeiträge gedeckten Kosten des Platzes durch die Wohn-
sitzgemeinde bzw. den örtlich zuständigen Träger der öffentli-
chen Jugendhilfe des Kindes und/oder durch die Eltern selbst 
übernommen werden.

§ 6
Pflichten der Erziehungsberechtigten

(1) Die Eltern sorgen für einen regelmäßigen und kontinuierli-
chen Besuch der Kinder unter Beachtung der Öffnungszeiten der 
Einrichtung sowie des gewählten Betreuungsumfangs.

(2) Die Eltern unterstützen die Eingewöhnung ihrer Kinder. Die 
hierzu mit der Einrichtung getroffenen Absprachen sind im Inter-
esse der Kinder einzuhalten. Die Eingewöhnung beginnt mit der 
Aufnahme des Kindes und beträgt in der Regel 2 Wochen.

(3) Die Erziehungsberechtigten übergeben die Kinder zu Beginn 
der Betreuungszeit dem Betreuungspersonal und holen sie nach 
Beendigung der Betreuungszeit beim Personal in der Einrichtung 
wieder ab. Die Aufsichtspflicht des Personals beginnt mit der per-
sönlichen Übernahme der Kinder im Gebäude der Einrichtung 
und endet mit der Übergabe des Kindes durch das Personal an 
die Eltern oder abholberechtigten Personen.

(4) Die Eltern erklären bei der Aufnahme des Kindes in die Einrich-
tung schriftlich, wer außer ihnen zur Abholung des Kindes berech-
tigt ist. Die abholberechtigte Person soll mindestens zwölf Jahre alt 
sein. Soll ein Kind den Heimweg allein antreten, bedarf es zuvor 
einer schriftlichen Erklärung der Eltern gegenüber der Leitung. Die 
Erklärungen können jederzeit widerrufen bzw. geändert werden.

(5) Sollen Kinder den Heimweg allein antreten, bedarf es zuvor 
einer schriftlichen Erklärung der Erziehungsberechtigten gegen-
über der Gruppenerzieherin. Die Erziehungsberechtigten erklä-
ren bei der Aufnahme des Kindes in die Einrichtung schriftlich, 
wer außer ihnen zur Abholung des Kindes berechtigt ist. Diese 
Erklärung kann widerrufen werden.

(6) Bei Verdacht oder Auftreten einer ansteckenden Krankheit im 
Sinne des Infektionsschutzgesetzes (IfSG) beim Kind oder in der 
Wohngemeinschaft des Kindes sind die Eltern zu unverzüglicher 
Mitteilung an die Leitung bzw. das pädagogische Personal der 
Einrichtung verpflichtet. In diesen Fällen darf die Einrichtung erst 
wieder besucht werden, wenn eine ärztliche Unbedenklichkeits-
bescheinigung vorliegt.

(7) Das Fehlen des Kindes/Abmeldung bei Fernbleiben ist bis 
08:00 Uhr der Leitung der Einrichtung mitzuteilen.

(8) Die Eltern informieren die Kindertageseinrichtung über alle 
wesentlichen Veränderungen, die die Personensorge oder die 
Gesundheit des Kindes betreffen.

(9) Die Eltern haben die Bestimmungen dieser Satzung sowie 
der Satzung über die Erhebung von Gebühren für die Benut-
zung der Kindertageseinrichtung(en) und die Inanspruchnahme 
von Verpflegungsangeboten einzuhalten und insbesondere die 
Elternbeiträge sowie die Verpflegungsgebühr regelmäßig und 
rechtzeitig zu entrichten.

§ 7
Pflichten der Leitung der Kindertageseinrichtung

(1) Die Leitung der Kindertageseinrichtung oder eine von ihr beauf-
tragte Person übt das Hausrecht in der Kindertageseinrichtung aus.

(2) Die Leitung der Kindertageseinrichtung oder eine von ihr 
beauftragte Person führt das Aufnahmegespräch mit den Eltern 
und nimmt die Belehrung nach § 34 Abs. 5 des Gesetzes zur Ver-
hütung und Bekämpfung von Infektionskrankheiten beim Men-
schen (Infektionsschutzgesetz - IfSG) vor.
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Satzung über die Erhebung von Gebühren  
für die Benutzung der  

Kindertageseinrichtung in kommunaler  
Trägerschaft der Gemeinde Uder

Aufgrund der §§ 19 Abs. 1, 20 Abs. 2 Nr. 1 und 21 der Thürin-
ger Kommunalordnung (ThürKO), vom 16. August 1993 (GVBl. 
S. 501) in der Fassung der Neubekanntmachung vom 28. Ja-
nuar 2003 (GVBl. S. 41), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
24. März 2023 (GVBl. S. 127), §§ 2, 10 und 12 des Thüringer 
Kommunalabgabengesetzes (ThürKAG) vom 7. August 1991 
(GVBl S. 285, 329) in der Fassung der Neubekanntmachung vom 
19. September 2000 (GVBl. S. 301), zuletzt geändert durch Ge-
setz vom 10. Oktober 2019 (GVBl. S. 396), des § 90 des Achten 
Buches Sozialgesetzbuch - Kinder- und Jugendhilfe (SGB VIII) 
- in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Dezember 2006 
(BGBl. I S. 3134), zuletzt geändert durch Gesetz vom 21. De-
zember 2022 (BGBl. I S. 2824), der §§ 21 Abs. 1, 29 und 30 des 
Thüringer Gesetzes über die Bildung und Betreuung von Kindern 
in Tageseinrichtungen und in Tagespflege (Thüringer Kindergar-
tengesetz - ThürKigaG) vom 18. Dezember 2017 (GVBl. S. 276), 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 9. Mai 2023 (GVBl. S. 184) 
sowie des § 10 der Satzung über die Benutzung der Kinderta-
geseinrichtung für Kinder der Gemeinde Uder hat der Gemein-
derat der Gemeinde Uder in seiner Sitzung am 15. Januar 2024 
folgende Gebührensatzung beschlossen:

§ 1
Geltungsbereich

Diese Satzung gilt für die Kindertagesstätte in Trägerschaft der 
Gemeinde Uder.

§ 2
Gebührenerhebung

Die Gemeinde Uder erhebt für die Benutzung der Tagesstätte 
Benutzungsgebühren. Für die Verpflegung von Kindern in der 
Tagesstätte (Versorgung mit Getränken; Inanspruchnahme Mit-
tagessen) wird eine Verpflegungsgebühr nach Maßgabe dieser 
Satzung erhoben. Die Benutzungsgebühren werden nachfolgend 
als Elternbeitrag bezeichnet.

§ 3
Gebührenschuldner

(1) Gebührenschuldner des Elternbeitrages und der Verpfle-
gungsgebühr sind die Eltern der Kinder in Kindertageseinrich-
tungen. Mehrere Gebührenschuldner sind Gesamtschuldner.

(2) Eltern im Sinne dieser Satzung sind die jeweiligen Personensor-
geberechtigten oder Personen, denen die Erziehung durch Rechts-
vorschrift oder Vertrag ganz oder teilweise übertragen wurde.

§ 4
Entstehen und Ende der Gebührenschuld

(1) Die Gebührenschuld für die Benutzung der Kindertagesein-
richtung entsteht mit der Aufnahme des Kindes in eine Kinder-
tageseinrichtung, sofern die Eltern den Platz nicht rechtzeitig 
mindestens 1 Monat vor der geplanten Aufnahme ihres Kindes 
schriftlich gegenüber der Gemeindeverwaltung wieder gekündigt 
haben und endet mit dem Wirksamwerden der Abmeldung oder 
dem Ausschluss des Kindes oder dem Beginn der Elternbei-
tragsfreiheit gemäß § 30 ThürKigaG.

(2) Die Gebührenschuld für die Inanspruchnahme von Verpfle-
gungsangeboten beginnt mit der Anmeldung zur Verpflegung 
und endet mit dem Wirksamwerden der Abmeldung von der Ver-
pflegung oder dem Wirksamwerden der Abmeldung vom Besuch 
der Kindertageseinrichtung sowie im Falle des Ausschlusses des 
Kindes.

§ 5
Fälligkeit und Zahlung des Elternbeitrages

(1) Der Elternbeitrag ist, mit Ausnahme des § 7, als Monatsbe-
trag zu entrichten. Wird ein Kind während eines Monats in einer 
Kindertageseinrichtung aufgenommen, so ist bei einer Aufnah-
me bis einschließlich zum 15. des Monats der volle Elternbeitrag 
für den Monat zu zahlen. Bei einer Aufnahme nach dem 15. des 
Monats ist die Hälfte der Gebühr für den Monat zu zahlen.

(2) Die Gebühren sind am 15. eines jeden Monats für den laufen-
den Monat fällig und durch Abbuchung zu entrichten.

(3) Der beabsichtigte zeitlich befristete oder dauerhafte Aus-
schluss des Kindes ist den Eltern in der Regel mit einer Frist von 
mindestens zwei Wochen bekanntzugeben. Vorab sind sie anzu-
hören. Der Ausschluss erfolgt durch Bescheid und gilt, sofern er 
dauerhaft ist, als Abmeldung.

(4) Im Falle eines Betreuungsverbotes nach § 20 Abs. 9 Satz 6 
IfSG oder im Falle des § 6 Abs. 5 besteht das Betreuungsverhält-
nis weiter, solange dieses nach den Regelungen dieser Satzung 
nicht wirksam gekündigt wurde.

§ 13
Gespeicherte Daten

(1) Für die Bearbeitung des Aufnahmeantrags, die Erhebung 
von Benutzungsgebühren/Elternbeiträgen sowie für die gesetz-
lich vorgesehene Entwicklungsdokumentation werden die für die 
Aufgaben nach dem ThürKigaG, dieser Satzung sowie der Ge-
bührensatzung zu dieser Satzung erforderlichen personenbezo
genen Daten des Kindes, der Eltern sowie weiterer Kinder der 
Familie verarbeitet. Folgende personenbezogene Daten werden 
in automatisierten Dateien gespeichert:
a)	 Allgemeine Daten:
	 Namen der Eltern, des Kindes, anderer Geschwisterkinder, 

Geburtsdaten der Kinder, gewöhnlicher Aufenthalt/ Wohnan-
schrift der Eltern und des Kindes, Kontaktdaten (z. B. Telefon-
nummern, E-Mail-Adressen), Aufnahmewunsch bzw. -datum 
und -dauer, gewählter Betreuungs-umfang sowie zur kassen-
mäßigen Abwicklung erforderliche Daten (z. B. Verbindungen 
zu Geldinstituten)

b)	 Benutzungsgebühr:
	 Berechnungsgrundlage.
Die erhobenen gespeicherten Daten für die Benutzung der Kin-
dertageseinrichtung werden von der Gemeinde nach Wegfall des 
Zweckes der Erhebung gelöscht.

(2) Die erhobenen und gespeicherten personenbezogenen Da-
ten werden auch für notwendige Benachrichtigungen des Ge-
sundheitsamtes nach den Regelungen des IfSG verwendet.

§ 14
Inkrafttreten

Diese Satzung tritt am Tag nach ihrer Bekanntmachung in Kraft. 
Gleichzeitig tritt die Satzung über die Benutzung der Kinderta-
geseinrichtung der Gemeinde Wüstheuterode vom 28. Dezem-
ber 2016 außer Kraft.

Uder, 22. Februar 2024

Dielenschneider
Staatlich Beauftragte �  (Siegel)

Gemeinde Uder
- Staatlich Beauftragte - �  22. Februar 2024

I. Amtliche Bekanntmachung

Gemäß § 11 Abs. 1 Satz 1 der Hauptsatzung gibt die Gemeinde 
Uder nachfolgende Satzung über die Erhebung von Gebühren 
für die Benutzung der Kindertageseinrichtung in kommunaler 
Trägerschaft der Gemeinde Uder bekannt.

Verstöße wegen der Verletzung von Verfahrens- oder Formvor-
schriften, die nicht die Ausfertigung und diese Bekanntmachung 
betreffen, können gegenüber der Gemeinde schriftlich unter An-
gabe der Gründe geltend gemacht werden. Werden solche Ver
stöße nicht innerhalb einer Frist von 1 Jahr nach dieser Bekannt-
machung geltend gemacht, so sind diese Verstöße unbeachtlich.

II. Beschluss- und Genehmigungsvermerk

1.	 Mit Beschluss Nr. 10/2024 vom 15. Januar 2024 hat der Ge-
meinderat die oben genannte Satzung beschlossen.

2.	 Das Landratsamt Eichsfeld hat mit Schreiben vom 21. Febru-
ar 2024 diese Satzung bestätigt.

Dielenschneider
Staatlich Beauftragte
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(3) Der Elternbeitrag ist auch zu entrichten, wenn die Einrich-
tung tageweise, z. B. zwischen Weihnachten und Neujahr oder 
an Brückentagen, geschlossen bleibt.

§ 6
Verpflegungsgebühr

(1) Das Kind wird in der Tageseinrichtung täglich mit Geträn-
ken versorgt. So wird zusätzlich zum Elternbeitrag eine Verpfle-
gungsgebühr für Getränke in Höhe von 4,00 EUR je Kind und 
Monat erhoben.

(2) Bei Inanspruchnahme des Mittagessens durch Kinder der Ta-
gesstätte wird ein Betrag in Höhe von 3,50 EUR je Essenportion 
berechnet.

Für die Inanspruchnahme des Mittagessens durch einen weite-
ren Personenkreis wird je Portion berechnet:
- für Erwachsene 7,00 EUR
- Wochensatz (Essen an 5 Tagen) 32,50 EUR
- für RKW-Kinder 3,50 EUR

(3) Das Verpflegungsgeld ist am 15. eines jeden Monats für den 
Vormonat fällig und durch Abbuchung zu entrichten.

§ 7
Elternbeitragsfreiheit

Für die Betreuung eines Kindes mit gewöhnlichem Aufenthalt 
in Thüringen im Zeitraum der letzten 24 Monate vor dessen re-
gulärem Schuleintritt (jeweils erster Schultag für alle nach § 18 
Abs. 1 Thüringer Schulgesetz schulpflichtigen Kinder) wird kein 
Elternbeitrag erhoben. Für ein Kind mit gewöhnlichem Aufenthalt 
in Thüringen, welches nach § 18 Abs. 3 des Thüringer Schul-
gesetzes von der Schulpflicht zurückgestellt wurde, verlängert 
sich die Elternbeitragsfreiheit bis zum Tag vor dessen ersten 
Schultag. Sofern die Betreuung in dem Monat, in dem die El-
ternbeitragsfreiheit beginnt, keinen vollen Monat mehr umfasst, 
wird ein Elternbeitrag nur bis zum Tag vor Beginn der jeweiligen 
Elternbeitragsfreiheit erhoben. Hierzu wird der jeweils zu zahlen-
de Monatsbeitrag durch 30 Tage dividiert und mit der Anzahl der 
Tage im jeweiligen Monat vom 1. des Monats bis einschließlich 
des Tages vor Beginn der Elternbeitragsfreiheit multipliziert.

§ 8
Höhe des Elternbeitrages

(1) Die Höhe des Elternbeitrages bemisst sich nach der Anzahl der in der Tageseinrichtung gleichzeitig betreuten Kinder einer Familie. 
Als Familie gelten Alleinerziehende sowie Ehepaare oder Personen, die in eheähnlicher Gemeinschaft gemäß § 20 SGB XII leben 
und ihre im selben Haushalt lebenden Kinder.

(2) Die Gebühren werden nach Anzahl der Kinder einer Familie, nach dem gewählten Betreuungsumfang (halbtags: bis 5 Stunden; 
dreivierteltags: über 5 Stunden bis 8 Stunden; volltags: 9 Stunden; volltags: 10 Stunden) und nach dem Alter des betreuten Kindes 
(Alter bis 2 Jahre; Alter ab 2 bis 6 Jahre) wie folgt gestaffelt:

Kinder bis 2 Jahre
(Betreuungszeit basierend auf der im Aufnahmeformular angegebenen Stundenzahl)

Betreuungszeit Gebühr pro Monat je Kind
1 Kind

einer Familie
2 Kinder

einer Familie
3 Kinder

einer Familie
4 Kinder

einer Familie
jedes weitere

volltags 10 h 400,00 EUR 380,00 EUR 360,00 EUR 340,00 EUR -20,00 EUR
volltags > 8 h 320,00 EUR 310,00 EUR 300,00 EUR 290,00 EUR -10,00 EUR
dreivierteltags > 5 h < = 8 h 270,00 EUR 260,00 EUR 250,00 EUR 240,00 EUR -10,00 EUR
halbtags < = 5 h 220,00 EUR 210,00 EUR 200,00 EUR 190,00 EUR -10,00 EUR

Kinder 2 bis 6 Jahre
(Betreuungszeit basierend auf der im Aufnahmeformular angegebenen Stundenzahl)

Betreuungszeit Gebühr pro Monat je Kind

1 Kind
einer Familie

2 Kinder
einer Familie

3 Kinder
einer Familie

4 Kinder
einer Familie

jedes weitere

volltags 10 h 300,00 EUR 290,00 EUR 280,00 EUR 270,00 EUR -10,00 EUR
volltags > 8 h 230,00 EUR 220,00 EUR 210,00 EUR 200,00 EUR -10,00 EUR
dreivierteltags > 5 h < = 8 h 180,00 EUR 170,00 EUR 160,00 EUR 150,00 EUR -10,00 EUR
halbtags < = 5 h 150,00 EUR 140,00 EUR 130,00 EUR 120,00 EUR -10,00 EUR

(3) Der niedrigere Elternbeitrag für die nächsthöhere Altersklas-
se wird ab dem Monat erhoben, der auf den Monat folgt, in dem 
das Kind das neue Lebensjahr erreicht hat.

(4) Wird die vereinbarte Betreuungszeit überschritten, kann die 
Gemeinde nach schriftlicher Anhörung der Eltern den Elternbei-
trag des nächsthöheren Betreuungsumfangs festsetzen.

§ 9
Festlegung der Gebühren, Auskunftspflichten

(1) Die Gemeinde erlässt einen Bescheid, aus dem die Höhe der 
Elternbeiträge nach Maßgabe dieser Satzung hervorgeht.

(2) Die Anzahl der in der Tageseinrichtung betreuten Kinder der 
Familie ist durch Vorlage geeigneter Unterlagen zu belegen. Wird 
ein Nachweis nicht erbracht, so sind die Gebühren für das erste 
Kind festzusetzen.

(3) Änderungen in der Zahl der in der Tageseinrichtung betreuten 
Kinder sind bei der Gemeinde unter Vorlage der notwendigen 
Unterlagen unverzüglich zu melden.

§ 10
Übernahme der Benutzungsgebühren

Die Benutzungsgebühren können nach § 90 Abs. 3 SGB VIII auf 
Antrag ganz oder teilweise vom örtlichen Träger der öffentlichen 
Jugendhilfe übernommen werden, wenn die Belastung den El-
tern und dem Kind nicht zuzumuten ist.

§ 11
Inkrafttreten

(1) Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung in 
Kraft.

(2) § 8 dieser Satzung tritt zum 1. März 2024 in Kraft.

(3) Gleichzeitig tritt die Satzung über die Erhebung von Gebüh-
ren für die Benutzung der Kindertageseinrichtung in kommunaler 
Trägerschaft der Gemeinde Wüstheuterode vom 28. Dezember 
2016, sowie die 1. Änderungssatzung vom 1. Februar 2018, die 
2. Änderungssatzung vom 9. März 2021 und die 3. Änderungs-
satzung vom 10. Januar 2023 außer Kraft.

Uder, 22. Februar 2024

Dielenschneider
Staatlich Beauftragte �  (Siegel)
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